
Teilprotokoll – Kantonsrat, 162. KR-Sitzung vom 06. Juli 2026

8. Geschäftsbericht Regierungsrat 2025
Antrag des Regierungsrates vom 15. April 2026 und Anträge der Finanzkom-
mission und der Geschäftsprüfungskommission vom 18. Juni 2026 und der Jus-
tizkommission vom 9. Juni 2026
Vorlage 6087a

Ratspräsidentin Romaine Rogenmoser: Das Beratungsprozedere ist wie folgt: Wir 
führen zuerst die Grundsatzdebatte zum Geschäftsbericht. Es sprechen dabei zu-
nächst die Präsidentin der GPK (Geschäftsprüfungskommission), der Präsident 
der JUKO (Justizkommission) und die Präsidentin der AWU (Aufsichtskommis­
sion über die wirtschaftlichen Unternehmen), daraufhin haben die Mitglieder die-
ser Kommissionen das Wort, danach die übrigen Ratsmitglieder, und anschlies-
send ist das Wort frei für die Mitglieder des Regierungsrates. Danach führen wir 
die Grundsatzdebatte zur Rechnung, bei welcher zuerst der Präsident der FIKO 
(Finanzkommission) spricht. Dann folgen wiederum die Mitglieder der FIKO und 
der Regierungsrat. An dritter Stelle führen wir die Detailberatung zur Ziffer I. Die 
Behandlung gliedert sich dabei nach dem Kapitelverzeichnis im Geschäftsbericht. 

Alexia Bischof (Die Mitte, Wädenswil), Präsidentin der GPK: Die Geschäftsprü-
fungskommission hat den Geschäftsbericht des Regierungsrates wie jedes Jahr in 
den ihr gesetzlich zugewiesenen Bereichen geprüft. Dazu gehört hauptsächlich 
die Berichterstattung des Regierungsrates zur Geschäftsführung in den Teilen «I. 
Regierungsrat» und «II. Direktionen und Staatskanzlei». Für die kantonalen Straf-
verfolgungsbehörden und die Jugendstrafrechtspflege ist seitens der Aufsichts-
kommissionen die Justizkommission zuständig. Bei der Prüfung von Teil III. des 
Geschäftsberichts, dem Finanzbericht, ist die Finanzkommission federführend.
Die Geschäftsprüfungskommission beantragt Ihnen einstimmig, den Geschäfts-
bericht des Regierungsrates für das Jahr 2025 zu genehmigen. Die Geschäftsbe-
richterstattung entspricht den rechtlichen Vorgaben und hat sich in der vorliegen-
den Form grundsätzlich bewährt. Die GPK hat in den vergangenen Jahren jedoch 
auf verschiedene Verbesserungsmöglichkeiten hingewiesen. Sie nimmt nun posi-
tiv zur Kenntnis, dass der Regierungsrat aufgrund einer Empfehlung der GPK die 
politikbereichsübergreifende Berichterstattung erweitert hat und der Geschäftsbe-
richt ein neues Kapitel mit dem Titel «Das Berichtsjahr aus Sicht des Regierungs-
rates» enthält.
Die Kommission hat sich mit der Staatskanzlei im vergangenen Jahr auch über 
weitere Verbesserungsmöglichkeiten ausgetauscht. Die Berichterstattung zu den 
Massnahmen zur Umsetzung der Legislaturziele hat die GPK in der Vergangen-
heit vor allem dahingehend kritisiert, dass fast immer alle Massnahmen als «plan-
mässig» gelten, um sie dann am Ende der Legislatur als «abgeschlossen» zu be-
zeichnen. Der Umsetzungsverlauf lässt sich auf diese Weise im Verlaufe der Le-
gislatur nicht nachverfolgen. Die Staatskanzlei hat deshalb der GPK gegenüber 
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angekündigt, dass künftig ein Umsetzungsfortschritt mit einer Prozentzahl ange-
geben werden könnte.
Weiter prüft die Staatskanzlei, wie der Regierungsrat künftig im Rahmen seiner 
Geschäftsberichterstattung zu den Empfehlungen der kantonsrätlichen Aufsichts-
kommissionen Stellung nehmen könnte. Eine solche Berichterstattung ist im Kan-
tonsratsgesetz eigentlich vorgesehen, bisher in diesem Rahmen jedoch nicht er-
folgt. Wir haben seitens der Aufsichtskommissionen dabei auch festgestellt, dass 
auch bei uns diesbezüglich Verbesserungsbedarf besteht. Die Empfehlungen an 
den Regierungsrat müssen deutlicher formuliert und gekennzeichnet werden. Dies 
ermöglicht dem Regierungsrat, in seiner Berichterstattung direkt darauf Bezug zu 
nehmen. Auch in diesen Bereichen sind somit Verbesserungen auf dem Weg, und 
die GPK bedankt sich bei der Staatskanzlei für die entsprechenden Vorschläge 
und deren Weiterverfolgung. Die GPK erwartet, dass der Regierungsrat diese An-
passungen in seiner Geschäftsberichterstattung auf Beginn der neuen Legislatur-
periode 2027 bis 2031 umsetzt. Und sie wird das neue System, wenn es dann ein-
geführt ist, gerne wieder prüfen. 
Wie in den vergangenen Jahren nutzt der Regierungsrat seinen Geschäftsbericht 
wiederum dazu, dem Kantonsrat die Abschreibung eines parlamentarischen Vor-
stosses zu beantragen. Auf diesen Antrag komme ich später in der Detailberatung 
noch separat zu sprechen. 
Den Geschäftsbericht beantragt Ihnen die GPK einstimmig zur Genehmigung. Im 
Namen der GPK danke ich dem Regierungsrat, der Staatsschreiberin (Kathrin 
Arioli) und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Direktionen und der 
Staatskanzlei für ihre im Berichtsjahr geleistete Arbeit. Danke.

Davide Loss (SP, Thalwil), Präsident der JUKO: Die Justizkommission blickt 
auf ein intensives Jahr zurück. Es gab einige Herausforderungen, aber auch viele 
positive Entwicklungen. Insbesondere hat sich die Kommission im Verlauf des 
Berichtsjahres personell stark verändert. Insgesamt sind sechs neue Kommissi-
onsmitglieder hinzugekommen. Damit hat sich mehr als die Hälfte der Kommis-
sion in diesem Jahr erneuert. Die neuen Mitglieder haben sich gut eingefunden, 
und es findet ein reger, konstruktiver Austausch statt, und die Aufgaben werden 
tatkräftig und mit grossem Interesse wahrgenommen.
Auch heute Morgen haben wir einen personellen Wechsel vorgenommen, Benno 
Scherrer verlässt uns leider nach wenigen Wochen bereits wieder. Bis Ende Fe-
bruar 2026 präsidierte Tobias Mani die Justizkommission, dann ist er zurückge-
treten, und ich durfte dieses Amt im Monat März 2026 übernehmen. Diese Her-
ausforderung habe ich sehr gerne angenommen und ich schätze die konstruktive 
Zusammenarbeit mit den Kommissionsmitgliedern und dem Sekretariat sehr. 
Auch bei den obersten drei Gerichten und der Oberstaatsanwaltschaft durfte ich 
im Rahmen meiner Antrittsbesuche eine offene und vertrauensvolle Atmosphäre 
erleben. Tobias Mani ist, wie gesagt, aus dem Kantonsrat ausgeschieden, und ich 
danke ihm an dieser Stelle ebenfalls noch für seine geleistete Arbeit. Mit dem 
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bevorstehenden Legislaturwechsel sind erneut Veränderungen zu erwarten. Heute 
richten wir jedoch den Blick auf die Vergangenheit.
Mit dem Antrag zur Genehmigung des Geschäftsberichts des Regierungsrates 
zum Teil «Strafverfolgung Erwachsene und Jugendstrafrechtspflege» erstattet die 
JUKO jeweils auch kurz Bericht über ihre Tätigkeit im vergangenen Jahr. In die-
sem Zusammenhang behandelte die JUKO die ihr von der Geschäftsleitung zuge-
wiesenen Geschäfte. Sie führte Austauschgespräche mit zentralen Institutionen zu 
aktuellen Entwicklungen und nahm im Rahmen ihrer Zuständigkeit die notwen-
digen Abklärungen vor. Zudem prüft die Justizkommission die Kandidaturen für 
die gesamtkantonalen Gerichte.
Im Berichtszeitraum sind insgesamt 13 Vakanzen zu verzeichnen, und mehrere 
dieser Vakanzen sind auf altersbedingte Rücktritte zurückzuführen. Dies, weil per 
1. Juli 2025 die vom Kantonsrat beschlossene Änderung des Gesetzes über die 
politischen Rechte in Kraft getreten ist, wonach voll- und teilamtliche Mitglieder 
und Ersatzmitglieder der Gerichte mit Vollendung des 68. Altersjahres aus dem 
Amt ausscheiden. Eine Subkommission der Justizkommission führte im Berichts-
zeitraum zahlreiche Vorstellungsgespräche durch und leistete eine wichtige Vor-
arbeit zuhanden der Gesamtkommission. 
Ein wichtiges Instrument für die Wahrnehmung der Oberaufsicht durch die Jus-
tizkommission sind die sogenannten Visitationen. Im Rahmen dieser Visitationen 
werden 38 Amtsstellen besucht – das ist doch eine stattliche Anzahl –, darunter 
alle Gerichte und Staatsanwaltschaften im Kanton Zürich. Dies stellt immer eine 
intensive Zeit für die Justizkommission dar. Es ist aber eine sehr wertvolle Tätig-
keit, und die so gewonnenen Erkenntnisse werden in den Visitationsberichten 
festgehalten, welche dann die Grundlage für unseren Bericht zuhanden des Kan-
tonsrates bilden. Dank dieser Visitationen können Problemfelder aufgegriffen und 
auch näher untersucht werden. Damit die Oberaufsicht effektiv wahrgenommen 
werden kann, ist Vertrauen von zentraler Bedeutung. Die Kommissionsmitglieder 
schätzen daher den Austausch mit den Amtsstellen sowie das ihnen entgegenge-
brachte Vertrauen sehr.
Kommen wir nun zu den Staatsanwaltschaften. Der Regierungsrat hat Susanne 
Leu per 1. Juli 2021 zur Oberstaatsanwältin ernannt. Seither hat sie entscheidende 
Impulse gesetzt und wichtige Veränderungen angestossen. Ich möchte daher kurz 
auf ausgewählte Entwicklungen eingehen. Der Geschäftsgang der Staatsanwalt-
schaft zeigt, dass die Arbeitsbelastung der Mitarbeitenden weiterhin hoch ist. So 
liegen die Eingänge in der Strafverfolgung Erwachsene im Berichtsjahr 1,6 Pro-
zent über dem Vorjahreswert und bewegen sich damit auf einem hohen Niveau. 
Gleichzeitig ist aufgrund des anhaltend hohen Fallaufkommens auch die Zahl der 
Pendenzen gegenüber dem Vorjahr um 6,5 Prozent gestiegen.
Verschiedene Massnahmen sollen dazu beitragen, die Belastung der Mitarbei-
tenden auszugleichen. So liegt unterdessen der angepasste Entwicklungsplan 
vor. Dieser ist bewusst auf einen Zeitraum von drei Jahren ausgerichtet. Er sieht 
eine gezielte personelle Verstärkung vor, um den Abbau von Altfällen nachhal-
tig voranzutreiben. Bei diesen handelt es sich um über zweijährige Verfahren. 
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Gleichzeitig muss der Fallzuwachs aber auch bewältigt werden, und dies soll 
gezielt durch Delegationen von Routine- und Massengeschäften an kaufmänni-
sche Assistenzstaatsanwältinnen und -anwälte erreicht werden. Dadurch werden 
die Staatsanwältinnen und Staatsanwälte entlastet, sodass ihnen mehr Zeit für 
den Abbau von Altfällen zur Verfügung steht.
Zudem wurde ein Wirkungs-Controlling erarbeitet und weiterentwickelt, das die 
Führungskräfte unterstützen soll. Neu besteht die Möglichkeit, sich auf Wir-
kungskennzahlen zu stützen, fundierte Berechnungen vorzunehmen und unter an-
derem die Altersstruktur der Fälle besser zu steuern. Dank des verbesserten Altfall-
Controllings haben die ersten Massnahmen bereits Wirkung gezeigt, was die Jus-
tizkommission mit Freude zur Kenntnis nimmt. Es ist wichtig, dass auch weniger 
komplexe Fälle nicht über Jahre hängig bleiben, sondern innert nützlicher Frist 
abgeschlossen werden können. Dies ist im Interesse aller Beteiligten. Die Justiz-
kommission begrüsst daher die ergriffenen Massnahmen zum Abbau der Altfälle 
sehr und wird die weitere Entwicklung in diesem Bereich aufmerksam verfolgen. 
Des Weiteren ist neben den drei kantonalen und den fünf regionalen Amtsstellen 
eine neunte Amtsstelle entstanden, die sogenannte Entlastungsstaatsanwalt-
schaft, ESTA. Sie hat im April 2026 ihren Betrieb aufgenommen und leistet Ver-
tretungs- und Entlastungseinsätze für alle regionalen Staatsanwaltschaften. Zu-
dem übernimmt sie einen Teil der Fälle der Massendelinquenz.
Eine weitere positive Entwicklung ist die erzielte Lösung im Zusammenhang mit 
den polizeilichen Protokollführenden im PJZ (Polizei- und Justizzentrum Zürich). 
Nachdem die Kantonspolizei die Vereinbarung über den Einsatz der polizeilichen 
Protokollführenden gekündigt hatte, stellte dies die betroffenen Staatsanwalt-
schaften vor grosse Herausforderungen. Inzwischen haben aber die Oberstaatsan-
waltschaft und die Kantonspolizei gemeinsam tragfähige Lösungen gefunden. Die 
Protokollierenden konnten auf den regionalen Staatsanwaltschaften erhalten blei-
ben, lediglich die Protokollführenden der Staatsanwaltschaft I und II werden ab-
gezogen. Um die Sicherheit im Gebäude weiterhin zu gewährleisten, wurden die 
Sicherheitsassistenzen im PJZ neu organisiert. Die Justizkommission begrüsst 
diese konstruktive Zusammenarbeit zwischen der Kantonspolizei und der Ober-
staatsanwaltschaft.
Und schliesslich noch ein Wort zum Pikettdienst. Bei Piketteinsätzen übernehmen 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte wichtige Aufgaben. Zum einen gehört das 
Ausrücken an Ereignisorte, die sogenannten Brandtouren, dazu – etwa bei schwe-
ren Verkehrsunfällen. Zum anderen betreibt die Staatsanwaltschaft einen Pikett-
dienst für polizeilich zugeführte Personen. Solche Pikettdienste können sehr be-
lastend sein. In diesem Bereich wurde ein wichtiger Meilenstein erreicht: Die bis-
herigen Pikettregionen der beiden regionalen Staatsanwaltschaften wurden näm-
lich im Juli 2025 im Rahmen eines Pilotprojekts zum Pikettdienst Ost zusammen-
gelegt. Damit wurde das bereits bestehende Modell des Pikettdiensts West nun 
auch auf die Region Ost übertragen. Mit der Zusammenlegung werden Synergien 
geschaffen und die Belastung sowie die Ressourcenzuteilung besser vergleichbar 
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gemacht. Nach Abschluss des Pilotprojekts wird sich die Justizkommission über 
die Ergebnisse informieren lassen und die weitere Entwicklung verfolgen.
Auch die digitale Transformation wird an den Staatsanwaltschaften vorangetrie-
ben. Ab dem 1. Januar 2027 können Anwältinnen und Anwälte über die Plattform 
justitia.swiss Eingaben an die Justizbehörden machen. Für die Staatsanwaltschaft 
bedeutet dies, dass sie ab diesem Zeitpunkt technisch und organisatorisch bereit 
sein muss, solche Eingaben entgegenzunehmen und zu verarbeiten.
Ein weiteres Thema betrifft die IT-Infrastruktur der Staatsanwaltschaften, die für 
den Betrieb von zentraler Bedeutung ist. Die Staatsanwaltschaft ist für die Auf-
klärung von Straftaten unerlässlich. Da Straftaten aber zu jeder Tages- und Nacht-
zeit begangen werden können, ist ein funktionierender IT-Support rund um die 
Uhr von zentraler Bedeutung. Die Justizkommission hat zur Kenntnis genommen, 
dass dieser Support noch nicht vollständig gewährleistet ist und grundlegende 
Prozesse noch nicht überall einwandfrei funktionieren. Sie wird im kommenden 
Berichtsjahr die betroffenen Amtsstellen anhören und erwartet die notwendigen 
Klärungen.
Zum Schluss möchte ich mich noch zur Jugendstrafrechtspflege äussern. Die Ju-
gendkriminalität im Kanton Zürich hat im Berichtsjahr insgesamt leicht abgenom-
men. (Die Ratspräsidentin unterbricht den Votanten.)

Ratspräsidentin Romaine Rogenmoser: Herr Loss, ich bitte Sie, zum Schluss zu 
kommen.

Davide Loss fährt fort: So hat die Jugendanwaltschaft weiterhin ein sehr hohes 
Fallvolumen, und dennoch konnte eine leichte Fallabnahme erreicht werden. Ro-
land Zurkirchen hat auf den 1. April 2024 die Leitung übernommen, und seither 
befindet sich die Jugendstrafrechtspfleg in einer Phase der Neuorganisation. Auch 
hier wird die Justizkommission die Organisationsstruktur weiterverfolgen. Die 
Justizkommission beantragt Ihnen, den Geschäftsbericht des Regierungsrates zum 
Teil «Strafverfolgung Erwachsene und Jugendstrafrechtspflege» zu genehmigen, 
und dankt allen Mitarbeitenden ganz herzlich für den grossen und unerlässlichen 
Einsatz im Dienst unseres Kantons. Besten Dank.

Ratspräsidentin Romaine Rogenmoser: Wir sind immer noch in der Grundsatzde-
batte zum Geschäftsbericht. 

Pia Ackermann (SP, Zürich): Da wir uns schon fast im Legislatur-Endspurt be-
finden, gehe ich heute auf die Massnahmen zu den Legislaturzielen (RRZ) ein. 
Eine Massnahme, nämlich die Senkung der Gewinnsteuern, wird nicht umgesetzt, 
weil es die Stimmberechtigten in der Abstimmung vom 18. Mai 2025 abgelehnt 
haben. Drei Massnahmen sind verzögert: Im Bereich Umwelt und Raumplanung 
ist es das RRZ 7e, «Eine kantonale Biodiversitätsstrategie erarbeiten, um dem 
Verlust von Arten und Biotopen in Zusammenarbeit von Naturschutz, Land- und 
Forstwirtschaft, Wasserbau und Raumplanung entgegenzuwirken». Die Strategie 
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sei wegen Abstimmungen mit anderen Projekten leicht verzögert. Im Bereich Ver-
kehr ist es das RRZ 6e, «Gesamtverkehrs- und Strasseninfrastrukturprojekte zur 
Umsetzung bringen und Abklärungen für nachfolgende Projekte vorantreiben». 
Aufgrund der Investitionspriorisierung seien im KEF (Konsolidierter Entwick­
lungs- und Finanzplan) 2026 bis 2029 keine Mittel für die Planung der Projekte 
Tramtangente Nord, Glatttalbahnverlängerung und Elektrifizierung der Linie 89 
vorgesehen. Im Bereich Bildung ist es das RRZ 2g, «Für die wachsende Zahl Aus-
zubildender im Kanton Zürich genügend Schulraum bereitstellen und eine vor-
ausschauende Flächensicherung vorantreiben». Aufgrund der Vorgaben des Re-
gierungsrates zur Investitionspriorisierung seien verschiedene Projektentschei-
dungen verzögert worden. Bei den letzten beiden Themen frage ich mich ernst-
haft, ob Sie da nicht an der Bevölkerung vorbeipriorisieren. Wenn ich auf der 
Strasse eine Umfrage dazu machen würde, ob beim Schulraum gespart werden 
solle, bin ich ziemlich sicher, dass es auf grosse Ablehnung stossen würde.
Die allermeisten Massnahmen, nämlich 52, verlaufen gemäss Regierungsrat plan-
mässig. Das liegt am jetzigen System, wie wir von der GPK-Präsidentin zuvor 
gehört haben. Und wie wir vorhin beim Formalen und beim Lagebild gehört ha-
ben, wurden einige Empfehlungen der GPK umgesetzt. Wenige Empfehlungen 
sind noch offen, aber deren Umsetzung ist auf die neue Legislatur angekündigt. 
Deshalb verzichtet die GPK auf weitere Empfehlungen. Danke an dieser Stelle 
dem Kommissionssekretariat. Die SP-Fraktion bedankt sich bei den Mitarbeiten-
den der Verwaltung für ihre Arbeit und wird für die Genehmigung des Geschäfts-
berichts stimmen. Danke.

René Isler (SVP, Winterthur): Wir haben es von der GPK-Präsidentin bereits ge-
hört: Die Geschäftsprüfungskommission übt bekanntlich im Auftrag dieses Rates 
die parlamentarische Kontrolle, die Oberaufsicht, über den Regierungsrat, die 
kantonale Verwaltung sowie andere Träger öffentlicher Aufgaben aus, das sei 
auch hier wieder einmal gesagt an die Damen und Herren des Regierungsrates. 
Im Rahmen dieser Oberaufsicht prüfen wir, die GPK, bekanntlich den Geschäfts-
bericht des Regierungsrates in den uns gesetzlich zugewiesenen Bereichen. Eine 
nach Sachthemen gegliederte Prüfung der Regierungs- und Verwaltungstätigkei-
ten nimmt die GPK jeweils in ihrem jährlichen Tätigkeitsbericht vor. 
Die GPK hat in den Vorjahren wiederholt kritisiert, dass der Regierungsrat in sei-
nem Geschäftsbericht, meistens in Teil I, hauptsächlich entlang der einzelnen Po-
litikfelder und Zuständigkeitsbereiche der einzelnen Direktionen und der Staats-
kanzlei über das vergangene Geschäftsjahr berichtet. Die GPK vermisste dabei 
immer wieder eine darüber hinausgehende Gesamtsicht auf den Kanton und for-
derte den Regierungsrat explizit auf, den Geschäftsbericht um eine politikbe-
reichsübergreifende Lagebeurteilung zu erweitern.
Die GPK tauschte sich dann im Berichtsjahr mit der Staatskanzlei, die seitens des 
Regierungsrates für die Koordination des Geschäftsberichts zuständig ist, aus. 
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Dabei zeigte sich, dass die Staatskanzlei die Anliegen unserer Kommission auf-
genommen und sinnvolle Umsetzungsvorschläge zuhanden des Regierungsrates 
erarbeitet hat. Die GPK stellt diesbezüglich nun erfreut fest, dass die politiküber-
greifende Berichterstattung des Regierungsrates mit dem vorliegenden Geschäfts-
bericht deutlich erweitert worden ist, und dafür danken wir. Was lange währt, wird 
doch noch gut. 
Erwähnenswert ist auch, dass der Regierungsrat erstmals im vergangenen Jahr in 
seinem Geschäftsbericht einen separaten Risikobericht als Teil des neuen Integra-
len Risikomanagements veröffentlicht hat. Mit dem Integralen Risikomanage-
ment werden Risiken erfasst und gesteuert, die eine ausserordentliche Lage aus-
lösen können, sowie weitere vom Regierungsrat als wesentlich erachtete Risiken 
behandelt. Die GPK erachtet die Einführung des Integralen Risikomanagements 
als sehr positiv und beurteilt die entsprechende Berichterstattung für das vergan-
gene Jahr als sachlich, strukturiert und verständlich. An dieser Stelle herzlichen 
Dank an die ausarbeitenden Personen. 
Das neue Kapitel «Das Berichtsjahr aus Sicht des Regierungsrates» löste das vor-
malige Überblickskapitel ab, das als Vorwort zum Geschäftsbericht wenig bis gar 
nicht aussagekräftig war. Zur vorliegenden Geschäftsberichterstattung verzichtet 
nun die GPK ausnahmsweise auf Empfehlungen an den Regierungsrat. Wir, die 
GPK, werden aber anhand des Geschäftsberichtes in den kommenden Jahren 
überprüfen, wie unsere noch hängigen Empfehlungen vom Regierungsrat umge-
setzt werden, auch wenn das eine grössere Anzahl von Ihnen, meine Damen und 
Herren Regierungsräte, nicht mehr betreffen wird. 
Abschliessend beantragt die GPK, den vorliegenden Geschäftsbericht des Regie-
rungsrates zu genehmigen. Auch seitens der SVP/EDU-Fraktion empfehlen wir 
dem Kantonsrat, diesen Geschäftsbericht zu genehmigen, und an dieser Stelle sei 
allen involvierten kantonalen Mitarbeitenden für ihre geleistete Arbeit ein ganz 
grosses Dankeschön ausgesprochen. Wir bitten die zuständigen Regierungsräte, 
das jeweils weiterzugeben. 
Weiter beantragen wir, die GPK, die Motion KR-Nr. 78/2022 betreffend «Stopp 
Pflexit. Hopp Kanton Zürich» als erledigt abzuschreiben. In diesem Sinne danke 
ich Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und bitte Sie, diesen Geschäftsbericht abzu-
nehmen. Danke.

Yiea Wey Te (FDP, Unterengstringen): Wie jedes Jahr haben wir von der GPK 
uns vertieft mit dem Geschäftsbericht des Regierungsrates auseinandergesetzt. 
Dabei prüfen wir nicht nur die Vollständigkeit der Berichterstattung, sondern 
auch, ob die Entwicklungen im Kanton verständlich, nachvollziehbar und trans-
parent dargestellt werden. Die GPK hat hierzu im letzten Jahr verschiedene 
Empfehlungen ausgesprochen. Es freut mich deshalb festzustellen, dass der Re-
gierungsrat diese Anliegen ernst genommen und mehrere Verbesserungen um-
gesetzt hat.
Besonders hervorheben möchte ich zwei Punkte: Erstens wurde, wie von der GPK 
gefordert, die politikbereichsübergreifende Lagebeurteilung deutlich ausgebaut. 
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Mit dem neuen Kapitel «Das Berichtsjahr aus Sicht des Regierungsrates» vermit-
telt der Geschäftsbericht heute ein umfassenderes Gesamtbild über die Entwick-
lung unseres Kantons. Gerade in einer Zeit rascher gesellschaftlicher, wirtschaft-
licher und geopolitischer Veränderungen ist diese Gesamtsicht von grosser Be-
deutung. Zweitens wurde auch die Berichterstattung weiter verbessert. Die Emp-
fehlungen der GPK werden ernst genommen und schrittweise umgesetzt. Das 
zeigt, dass die parlamentarische Oberaufsicht Wirkung entfaltet und zu einer kon-
tinuierlichen Verbesserung der Regierungsberichterstattung beiträgt. 
Die FDP-Fraktion begrüsst auch, dass bei der Berichterstattung über den Fort-
schritt der Legislaturziele weitere Verbesserungen vorgesehen sind, und erwartet, 
dass diese ab der nächsten Legislaturperiode, 2027 bis 2031, eingeführt werden. 
Wir verstehen unsere Aufgabe nicht nur als Kontrolle, sondern auch als konstruk-
tive Begleitung. Verbesserungen, die notwendig sind, sollen angesprochen wer-
den. Ebenso wichtig ist es aber, gute Entwicklungen anzuerkennen und zu würdi-
gen. Im Namen der FDP danke ich dem Regierungsrat, der Staatskanzlei sowie 
allen Mitarbeitenden der kantonalen Verwaltung für ihre engagierte Arbeit. Die 
FDP-Fraktion wird den Geschäftsbericht genehmigen.

Benno Scherrer (GLP, Uster): «Mit Befriedigung nimmt die GPK zur Kenntnis» 
oder «Die GPK stellt erfreut fest», solches Wording steht gleich mehrfach im Be-
schluss der GPK, und das ist doch fast schon unüblich, aber durchaus erfreulich. 
In den letzten zwei Jahren haben wir seitens der GPK gefordert, dass der Regie-
rungsrat stärker auf die Massnahmen zur Umsetzung der Legislaturziele eingehen 
solle. Nun wird der Stand sogar in Prozenten angegeben, was vielleicht übertrie-
ben scheint und eine Scheingenauigkeit vortäuscht, es zeigt aber, dass die Regie-
rung die Anregung der GPK sehr, sehr ernst genommen hat. Auf die weiteren 
Empfehlungen wurde bereits mehrfach eingegangen – ich lasse das. Der Ge-
schäftsbericht zeigt die fast unendliche Fülle der Tätigkeiten des Kantons, der Tä-
tigkeiten, für die wir hier jährlich circa 20 Milliarden Franken sprechen und über 
die mit diesem Buch von der Regierung Rechenschaft abgelegt wird. 
Wir haben vorhin ja nicht nur die Präsidentin der GPK, sondern auch den neuen 
Präsidenten der JUKO gehört, und weil ich von April bis Juni Mitglied in beiden 
Kommissionen war, möchte ich mich noch kurz zu einem Teilaspekt äussern. Ei-
gentlich wollte ich selber etwas zum Stand der Digitalisierung in der Justiz for-
mulieren und habe dann nachgeschaut, was die JUKO im vergangenen Jahr gesagt 
hat, und leider muss ich nichts selber neu erfinden oder formulieren. Ich erlaube 
mir hier, den ehemaligen Präsidenten der JUKO, Tobias Mani, zu zitieren: «Wie 
alle Organisationen stellt die Digitalisierung auch die Staatsanwaltschaften vor 
besondere Herausforderungen. Die Justizkommission hat im Berichtsjahr erneut 
festgestellt, dass das Amt für die Informatik den Bedürfnissen der Staatsanwalt-
schaft zu wenig Gehör schenkt, der gegenwärtige Support ist nach wie vor nicht 
auf dem erforderlichen Niveau, selbst die Grundversorgung und die Basisprozesse 
sind mangelhaft. Die Justizkommission erwartet vom Amt für Informatik umge-
hende Anstrengungen, um den Support auf ein verlässliches Niveau zu bringen.» 
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Es kann ja eigentlich schon nicht sein, dass sich hier kaum etwas verbessert hat. 
Doch vergleichen Sie das, was ich Ihnen vorgelesen habe, mit dem Text unter 
2.5.1.5, wo es nun heisst: Solche Zustände seien «unhaltbar», die JUKO «erwartet 
mit aller Deutlichkeit», «nicht akzeptabel», «wir erwarten …, dass die notwendi-
gen Klärungen zeitnah erfolgen». Das wäre der Wermutstropfen zum Bericht 
oder, positiv formuliert, das Ziel für das kommende Jahr. 
Die Grünliberalen danken allen für ihre Arbeit und werden den Geschäftsbericht 
genehmigen.

Edith Häusler (Grüne, Kilchberg): Aus formaler Sicht ist die GPK mit dem neuen 
Erscheinungsbild des Geschäftsberichts zufrieden, er ist übersichtlich aufgebaut, 
und zahlreiche Empfehlungen der GPK aus den vergangenen Jahren wurden im 
Berichtsjahr 2025 aufgenommen. Auch die digitale Version ist für die Bevölke-
rung verständlich gestaltet, das begrüssen wir ausdrücklich. Zum zweiten Mal ent-
hält der Geschäftsbericht zudem eine Zusammenfassung des kantonalen Risiko-
berichts als Bestandteil des Integralen Risikomanagements, das der Regierungsrat 
nach der Corona-Pandemie eingeführt hat. Wir haben diesen Risikobericht mit 
jenem des Vorjahres verglichen. Dabei fällt auf, dass künftig auch aktuelle Ent-
wicklungen und neue Risiken stärker berücksichtigt werden sollten. Für den 
nächsten Geschäftsbericht erwarten wir beispielsweise eine Einschätzung der 
wirtschaftlichen Auswirkungen der anhaltenden globalen Unsicherheiten auf den 
Kanton Zürich. 
Erfreulich ist hingegen, dass unsere Empfehlung, auch die Empfehlungen zu den 
Volksabstimmungen im Geschäftsbericht aufzuführen, umgesetzt wurde. Ebenso 
sind die Vorjahresvergleiche nun übersichtlich dargestellt, Veränderungen lassen 
sich dadurch wesentlich besser nachvollziehen.
In den vergangenen Jahren hat die GPK wiederholt kritisiert, dass eine politik-
bereichsübergreifende Gesamtsicht auf die Lage des Kantons fehlte. Im Aus-
tausch mit der Staatskanzlei konnte dafür eine gute Lösung gefunden werden. 
Die Kommission stellt deshalb mit Genugtuung fest, dass der Regierungsrat die 
Berichterstattung im vorliegenden Geschäftsbericht in diesem Bereich deutlich 
verbessert hat. Wir erwarten zudem, dass ab der neuen Legislaturperiode auch 
eine Übersicht über das interne Kontrollsystem, IKS, Bestandteil des Geschäfts-
berichts sein wird. 
Bei der Berichterstattung über den Stand der Umsetzung der Legislaturziele sind 
Verbesserungen sichtbar. Die GPK hat aussagekräftige Informationen zur Zieler-
reichung gefordert. Die Regierung schlägt nun eine prozentuale Darstellung vor, 
das ist ein Schritt in die richtige Richtung. Wir erwarten, dass dieses System zu 
Beginn der Legislaturperiode 2027 bis 2031 verbindlich eingeführt wird. Die 
GPK wird dessen Anwendung und Aussagekraft nach der Einführung überprüfen. 
Sie haben es schon gehört: Von den insgesamt 55 Legislaturzielen konnten 52 
planmässig umgesetzt werden. Drei Ziele sind verzögert: Schulraumbereitstel-
lung, Strasseninfrastrukturprojekte sowie Massnahmen zur Förderung der Biodi-
versität. Diese Verzögerungen überraschen mich allerdings nicht, die Sparpolitik 
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des Regierungsrates zeigt zunehmend ihre Auswirkungen. Gerade bei Investitio-
nen in die Bildung und beim Natur- und Umweltschutz werden aufgeschobene 
Projekte früher oder später ihren Preis haben. Wer heute spart, riskiert morgen 
höhere Kosten, finanziell wie gesellschaftlich.
Nicht zufrieden sind wir auch mit der Berichterstattung zur Umsetzung der Emp-
fehlungen der kantonsrätlichen Aufsichtskommission. Bereits im Geschäftsbe-
richt 2022 hielt die GPK fest, dass diese Umsetzung weiterhin eng verfolgt wird, 
und wir begrüssen ausdrücklich, wenn der Regierungsrat den Geschäftsbericht als 
Berichtserstattungsgefäss nutzt. Hier besteht weiterhin Handlungsbedarf. Wün-
schenswert wäre zudem ein kurzer Bericht über den Stand der Umsetzung der 
Empfehlungen der PUK (Parlamentarische Untersuchungskommission) Datensi-
cherheit (KR-Nr. 172/2023).
Ein weiteres Thema ist die Abschreibung parlamentarischer Vorstösse über den 
Geschäftsbericht. Konkret geht es hier um die Motion KR-Nr. 78/2022, «Stopp 
Pflexit. Hopp Kanton Zürich». Mit dieser Motion wird der Regierungsrat aufge-
fordert, die gesetzlichen Grundlagen zu schaffen, um die Anliegen der Pflegeini-
tiative (eidgenössische Volksabstimmung vom 28. November 2021) rasch und 
konsequent umzusetzen. Ich habe dazu einen Minderheitsantrag eingereicht. Ich 
bin zusammen mit weiteren Mitgliedern der Kommission der Auffassung, dass 
die beantragte Abschreibung verfrüht ist und letztlich einer weiteren Verzögerung 
der Umsetzung gleichkommt. Zur Abschreibung der Motion wird sich meine Kol-
legin Jeannette Büsser als Erstunterzeichnerin noch ausführlicher äussern. 
Insgesamt anerkennt die Grüne Fraktion die Verbesserung im Geschäftsbericht, 
gleichzeitig erwarten wir, dass die heute aufgezeigten Mängel bis zur nächsten 
Berichterstattung konsequent angegangen werden. Unser Dank gilt der Verwal-
tung für ihre Arbeit, und ein besonderer Dank geht an unser Sekretariatsteam 
Christian Hirschi und Marie Drath für die kompetente und engagierte Unterstüt-
zung der Kommission. Wir stimmen dem Geschäftsbericht zu. Danke.

Donato Flavio Scognamiglio (EVP, Freienstein-Teufen): Ich habe eigentlich ver-
misst, dass wir mal über die guten Zahlen sprechen. Wir sprechen ja immer nur, 
wenn etwas danebenliegt – und jetzt sind wir richtig positiv daneben, wenn wir 
das Ergebnis des Kantons anschauen. 727 Millionen statt 98 Millionen, das ist 
doch eigentlich eine gute Nachricht kurz vor der Biopause. Also danke allen, die 
da mitgearbeitet haben. Wenn man dann etwas ins Detail geht, dann sieht man, 
dass man der SNB (Schweizerische Nationalbank) danken muss, dann sieht man, 
dass man der Konjunktur danken muss, aber wir nehmen das Ergebnis natürlich 
gerne entgegen und freuen uns, dass es so positiv ist. Ich danke auch für die Risi-
komatrix und für den Teil «Selbsteinschätzung», Seiten 7 und 8. 
Und jetzt habe ich noch einen Traum: An jeder GV, an der ich sein darf, steht der 
Geschäftsführer oder die Geschäftsführerin hin, physisch, und sagt: «So isch es 
gloffe.» Und vielleicht wäre das mal eine Anregung auch für diesen Rat, dass die 
Regierung einfach kurz sagen würde: «Freunde, so isch es gloffe, das ging gut, 
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das ging nicht so gut» (Heiterkeit). Das würde extrem viele Sympathien generie-
ren, zusätzliche Sympathien zu denen, die schon da sind. Aber ich verbleibe mit 
einem grossen Dankeschön an alle, die für den Kanton Zürich arbeiten und zu so 
einem super Resultat beigetragen haben. Wir genehmigen selbstverständlich die-
sen Geschäftsbericht.

Manuel Sahli (AL, Winterthur): Bevor Sie erfahren können, «wie s gloffen isch», 
müssen Sie noch schnell mir zuhören. Die Fraktion der Alternativen Linken wird 
den Geschäftsbericht des Regierungsrats und auch die Rechnung danach entspre-
chend genehmigen. Erfreut können auch wir feststellen, dass der Regierungsrat 
die Empfehlungen der GPK für den Geschäftsbericht so weit in den neuen Bericht 
hat einfliessen lassen. Bei anderen Teilen, wie der Verbesserung des Reportings 
zu den Legislaturzielen, wurde uns Besserung in Aussicht gestellt. Ob dies dann 
in der praktischen Umsetzung in der nächsten Legislatur auch wirklich besser aus-
sieht, wird sich zeigen müssen. Zurzeit ist es ja bekanntlich noch unbefriedigend, 
aber wir freuen uns auf das neue Reporting. Im gleichen Zug kann man dann auch 
noch den Umsetzungsstand der Risiken im neuen Risikomanagement, das übri-
gens grundsätzlich positiv hervorzuheben ist, wie auch schon betont worden ist, 
anschauen. Wenn ich nämlich dort auf die Tabelle schaue, stehen einfach auch 
mal alle Risiken auf «planmässig», auf «Reduktionskurs», wirken daher eher sta-
tisch und werfen natürlich dadurch auch die Frage auf, wie ernsthaft sie dann auch 
wirklich gemanagt werden.
Nun ja, der Geschäftsbericht ist bekanntlich nicht der GPK-Bericht, also quasi 
unser Bericht, in dem wir über die Aufsicht reden. Also steht hier auch einfach 
mal allgemein drin, was der Regierungsrat alles so schön gemacht hat. Das kann 
ich auch noch kurz kommentieren: Rückblickend auf das Berichtsjahr ist für uns 
positiv, dass der Regierungsrat in Sachen erneuerbare Energien vorwärtsgemacht 
hat, beispielsweise mit den Eignungsgebieten für Wind- und Wasserkraft. Auch 
die verbesserten Massnahmen im Bereich des Opferschutzes und der Opferhilfe 
mit den bereits 2024 eingeführten Forensic Nurses und der im Berichtsjahr einge-
führten Notfallnummer für häusliche Gewalt sehen wir positiv.
Natürlich schnitt auch die Rechnung gut ab; leider bildet sich dies bisher weniger 
in der Investitionsplanung ab. Weiter wird unter dem Unwort «Investitionspriori-
sierung» ein Sparprogramm betrieben, obwohl dies finanziell nicht so rigoros not-
wendig ist. Als Lowlight muss man im Bereich Gesundheit dann leider auch die 
Arbeitsverweigerung der Gesundheitsdirektion bei der Umsetzung der Pflegeini-
tiative erwähnen. Hierauf wird aber später meine Kollegin Gianna Berger bei der 
beantragten Abschreibung der Motion «Pflexit» ausführlicher eingehen.
Und zum Abschluss hätte ich noch eine kleine Anregung: Wie wäre es, wenn der 
nächste Geschäftsbericht ein Kapitel darüber enthielte, wie Sie alle die geregelte 
Amtsübergabe auf das nächste Amtsjahr sicherstellen, wenn Sie nicht mehr antre-
ten? Mich würde das zumindest interessieren, und ich denke, auch hier im Rat 
würden das ein paar Leute interessiert lesen. Besten Dank.
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Nick Glättli (SP, Niederweningen): Im Juli 2021 sorgte eine Störung des Festnet-
zes für grossflächige Ausfälle der Notfallnummern. Ich habe zu jener Zeit im Uni-
versitätsspital Zürich gearbeitet und direkt miterlebt, wie ein solcher Ausfall sich 
auf den Spitalbetrieb auswirkt. Denn nicht nur war der Notruf davon betroffen, 
auch die normale Telefonie war ausgefallen. In einem Betrieb, in dem es absolut 
zentral ist, sich intern absprechen und sich mit externen Stellen koordinieren zu 
können, ist die Telefonie ein zentraler Pfeiler. Das gilt aber nicht nur für das Ge-
sundheitswesen und den Notfalldienst, sondern insbesondere auch für die Straf-
verfolgung.
Umso stossender ist es, dass gegenüber der JUKO seit mehreren Jahren von mehr-
fach täglichen Ausfällen der Telefonie, fehlendem Support und grossen Verzöge-
rungen bei Neueintritten berichtet wird. Der Kommissionspräsident hat bereits auf 
den Pikettdienst hingewiesen. Ja wie wollen Sie denn einen Pikettdienst bewälti-
gen, wenn die Telefonanlage immer wieder ausfällt? In diesen Situationen reicht 
es eben nicht, wenn ein IT-Ticket während der Bürozeiten bis zum Ende des Ar-
beitstages gelöst ist, da muss die Telefonie zuverlässig und zu allen Tages- und 
Nachtzeiten funktionieren. Mittlerweile greifen die Mitarbeitenden der Staatsan-
waltschaften auf ihre Mobiltelefone zurück, um ihre Arbeit und ihre Erreichbar-
keit gewährleisten zu können. Für den Kanton Zürich sind solche Zustände un-
tragbar und schlicht peinlich. 
Auch bei der Einarbeitung neuer Mitarbeitender kommt es zu Problemen. Ich 
zitiere hier aus dem Bericht der JUKO: «Die personellen Ein- und Austrittspro-
zesse dauern viel zu lange: Es vergehen Wochen, bis neue Mitarbeitende voll-
ständig eingerichtet sind.» Auch das behindert die Strafverfolgungsbehörden 
nachhaltig in ihrer Arbeit und ist aus unserer Sicht nicht akzeptabel. Besonders 
stossend ist, dass es sich dabei eigentlich um die absolute Grundversorgung han-
delt und sich trotz mehrfacher Mahnung der Kommission weder ein Verständnis 
für die Dringlichkeit noch substanzielle Verbesserungen gezeigt haben. Die SP-
Fraktion erwartet vom Amt für Informatik und vom zuständigen Regierungsrat 
Ernst Stocker, die Zustände schnellstmöglich zu beheben, der IT-Basisversor-
gung in den Strafverfolgungsbehörden die notwendige Priorität einzuräumen und 
eine funktionsfähige Staatsanwaltschaft sicherzustellen. Die JUKO hat im vor-
liegenden Bericht bereits angekündigt, sich im laufenden Berichtsjahr 2026 
nochmals eindringlicher mit dieser Thematik auseinanderzusetzen. Auch in die-
sem Rahmen wird die SP-Fraktion mit aller Deutlichkeit auf umgehenden Ver-
besserungen bestehen.

Ratspräsidentin Romaine Rogenmoser: Ich mache Sie darauf aufmerksam, falls 
Sie es noch nicht gemerkt haben, dass wir die Grundsatzdebatte noch vor der 
Pause abschliessen. Also es ist in Ihrem Interesse, sich kurz zu fassen. 

Astrid Furrer (FDP, Wädenswil): Ich ergreife das Wort aus AWU-Sicht für die 
FDP. Ich spreche zu Flughafen, AXPO (Schweizer Energiekonzern) und Beteili-
gungsbericht und werde mich kurz fassen. 
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Zum Flughafen: Dieser hat im Geschäftsjahr finanziell wieder das Vor-Pandemie-
Niveau erreicht und sogar den Rekordgewinn von 2019 übertroffen. Aber nicht 
nur aus finanzieller Sicht ist es gut, dass der Flughafen zum Kanton Zürich gehört, 
sondern auch, weil der Kanton dank der Mitbeteiligung über dessen Ausrichtung 
mitreden kann, und darüber sind wir Kantonsräte ja auch froh. Aus liberaler Sicht 
begrüssen wir ausdrücklich die Neuausrichtung des Beteiligungs-Controllings 
und der Eigentümerstrategie. Das ist ein Meilenstein und hat unseres Erachtens 
Vorbildcharakter für die anderen Eigentümerstrategien. Die klare Trennung zwi-
schen der Führungsunterstützung für die Staatsvertretung im Verwaltungsrat ei-
nerseits und dem Controlling sowie der Berichterstattung andererseits ist ein 
wichtiger Schritt zu mehr Professionalität und Steuerung und Übersicht für uns 
im Kantonsrat. Die strategischen Ziele werden erstmals mit quantitativen und qua-
litativen Messgrössen ausgestattet und ermöglichen eine systematische Überprü-
fung, das ist gelebte Public Corporate Governance. Wir danken unserer Volks-
wirtschaftsdirektorin (Regierungspräsidentin Carmen Walker Späh) für diese 
professionelle Arbeit. 
Zur AXPO: Diese hat ein solides Ergebnis erzielt und ihre Eigenkapitalquote von 
28 auf 39 Prozent gesteigert, das ist gut so. Ein unschönes Kapitel: Die Aktionäre 
haben an ihrer Versammlung vom Januar 2025 beschlossen, dass die maximalen 
Gesamtbeiträge der Vergütungen von Verwaltungsrat und Geschäftsleitung der 
AXPO zukünftig von der Aktionärsversammlung beschlossen werden sollen – 
und nicht mehr vom Verwaltungsrat. Wir begrüssen das, auch wenn wir ansonsten 
für einen Vollzug nach Obligationenrecht für solche Gremien wie eine AG sind. 
Wenn die Verantwortlichen sich nicht mehr spüren, dann ist ein solcher Eingriff 
gerechtfertigt. Wir sind jedoch irritiert, dass die Vertreter der EKZ (Elektrizitäts­
werke des Kantons Zürich) und des Regierungsrates im Aktionariat nicht gleich 
gestimmt haben. Der Verwaltungsratspräsident der EKZ hat nicht nach dem Wil-
len des Kantonsrates gestimmt, unser Regierungsrat jedoch schon. Es geht nicht 
an, dass sie unkoordiniert andere Haltungen vertreten; sie alle vertreten irgendwo 
den Kanton Zürich. Deshalb fassen wir es positiv auf, dass Massnahmen ergriffen 
worden sind, um die Koordination zwischen den Zürcher Aktionärsvertretungen 
in Zukunft zu verbessern. 
Zum Beteiligungsbericht: Die AWU und wir von der FDP begrüssen es, dass der 
Regierungsrat die breite Kritik an der bisherigen Berichterstattung zum Beteili-
gungsbericht aufgenommen hat und eine Überarbeitung noch in dieser Legislatur 
in Aussicht stellt. Er ist wirklich viel zu wenig aussagekräftig. Insbesondere for-
dern wir, dass der Fokus künftig stärker auf die Unternehmensrisiken aus Sicht 
des Kantons gerichtet wird. Besten Dank.

Regierungsrätin Silvia Steiner: Die Abwesenheit von Carmen Walker Späh, die 
sich entschuldigen lässt, ermöglicht mir, jetzt heute hier aufzustehen und zu sa-
gen: «So ist es gelaufen.» Ich werde mich aber dabei sehr kurz fassen, denn die 
Einzelheiten zu den Leistungen, dem Erreichten finden Sie im Geschäftsbericht. 
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Sie finden dort viele Informationen zur Umsetzung der Schwerpunkte, weshalb 
ich auf eine Aufzählung derselben verzichte. 
Die GPK hat in den Vorjahren verschiedene Verbesserungen für den Geschäfts-
bericht angeregt, wir haben diese Verbesserungen im vorliegenden Bericht bereits 
umgesetzt oder wir bereiten die Umsetzung vor. Die vorgeschlagenen Verbesse-
rungen sind die folgenden: Die GPK hat wiederholt bemängelt, dass eine über die 
einzelnen Politikfelder und Zuständigkeitsbereiche der Direktionen hinausge-
hende Gesamtsicht auf den Kanton fehle. Aus diesem Grund haben wir ein neues 
Kapitel eingefügt, es trägt die Überschrift «Das Berichtsjahr aus Sicht des Regie-
rungsrates». Wir freuen uns, dass dieses Anklang findet. Im Überblick über die 
Volksabstimmungen des Berichtsjahres weisen wir auf Wunsch der GPK neu auf 
die Abstimmungsempfehlungen des Regierungsrates und des Kantonsrates hin. 
Ein weiteres Anliegen der GPK war eine aussagekräftige Berichterstattung zur 
Umsetzung der Legislaturziele. Wir prüfen dies. Ebenso arbeiten wir gegenwärtig 
einen Vorschlag aus zur Berichterstattung über die Umsetzung der Empfehlungen 
der Aufsichtskommissionen nach dem Paragrafen 114 Absatz 3 KRG (Kantons­
ratsgesetz). 
Wir werten es als gutes Zeichen, dass die GPK mit dem Geschäftsbericht 2025 
auf die Formulierung weiterer Empfehlungen verzichtet; sie wartet vorerst ab, wie 
sich die vorgenannten Anpassungen bewähren. Wir danken der GPK für ihre sorg-
fältige Prüfung des Geschäftsberichts und für die Zusammenarbeit.

Karl Heinz Meyer (SVP, Neerach), Präsident der FIKO: In meinen Ausführungen 
werde ich zunächst zur Rechnung 2025 des Kantons Zürich sprechen und ansch-
liessend einige Eckpunkte der Finanzkommissionstätigkeit zum Berichtsjahr Juli 
2025 bis Juni 2026 erwähnen. 
Ich beginne mit dem ersten Teil, der Rechnung 2025. Der Kantonshaushalt weist 
für das vergangene Jahr einen Ertragsüberschuss von 727 Millionen Franken aus. 
Das Budget einschliesslich aller Nachtragskredite und Kreditübertragungen, das 
sogenannte «Budget plus», rechnet mit einem Ertragsüberschuss von 98 Millionen 
Franken. Damit ist das Rechnungsergebnis um 629 Millionen Franken besser aus-
gefallen als budgetiert. Ausschlaggebend waren die höheren Steuererträge und die 
höheren Gewinnausschüttungen der Schweizerischen Nationalbank. Mit 9,8 Milli-
arden Franken bilden die Steuern – Saldo der Erfolgsrechnung der Leistungsgruppe 
4910 – die wichtigste Ertragsquelle des Kantons. Insgesamt erhöhten sich die Steu-
ererträge gegenüber dem Budget 2025 um 664 Millionen Franken oder 7,3 Prozent. 
Das Eigenkapital stieg um 722 Millionen Franken auf knapp 12,7 Milliarden Fran-
ken. Im Berichtsjahr nahmen die flüssigen Mittel um 117 Millionen Franken zu. 
Dem Staatshaushalt flossen aus betrieblicher Tätigkeit 397 Millionen Franken zu 
und aus Investitionstätigkeit 1,1 Milliarden Franken ab. Dazu kamen Zuflüsse aus 
Finanzierungstätigkeiten von 773 Millionen Franken.
Die Investitionsausgaben waren mit 1,2 Milliarden Franken um 345 Millionen 
Franken tiefer als budgetiert. Im Berichtsjahr lag der Selbstfinanzierungsgrad bei 
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149,7 Prozent. Damit konnten Nettoinvestitionen vollständig aus Mitteln der Er-
folgsrechnung finanziert werden, und die Nettoschulden I, definiert als Fremdka-
pital abzüglich Finanzvermögen, nahmen um 475 Millionen Franken auf 3,9 Mil-
liarden Franken ab. Weitere Erläuterungen zur Rechnung 2025 möchte ich an die-
ser Stelle nicht vornehmen. Details zu meinen Ausführungen können Sie dem Ge-
schäftsbericht des Regierungsrates 2025 sowie dem Bericht der Finanzkommis-
sion auf Seite 21 und folgenden der Vorlage 6087a entnehmen.
Weiter nahm die Finanzkommission am 21. Mai 2026 Kenntnis vom Bericht der 
Finanzkontrolle über die Prüfung der Rechnung des Kantons Zürich 2025. Insge-
samt kann die Finanzkommission von stabilen sowie sorgfältig durchgeführten 
Prozessen zur Rechnungsführung und Rechnungslegung Kenntnis nehmen. Nach 
Beurteilung der Finanzkontrolle entspricht die konsolidierte Rechnung des Kan-
tons Zürich für das am 31. Dezember 2025 abgeschlossene Rechnungsjahr den 
gesetzlichen Vorschriften. Die Buchführung und Rechnungslegung des Kantons 
Zürich vermag den massgebenden rechtlichen Anforderungen zu genügen.
Die Prozesse zur Rechnungsführung und zur Rechnungslegung sind weitgehend 
stabil eingerichtet und werden im Wesentlichen sorgfältig durchgeführt. Die fest-
gestellten nicht korrigierten Fehler von insgesamt rund 74 Millionen Franken und 
einer Nettoauswirkung von 15 Millionen Franken sind sowohl einzeln als auch 
gesamthaft in Bezug auf die konsolidierte Rechnung 2025 unwesentlich und ha-
ben keine Folgen auf das Prüfungsurteil. Unter Berücksichtigung der Ereignisse 
nach dem Bilanzstichtag von 25 Millionen Franken wäre das Ergebnis der Jahres-
rechnung von 727 Millionen Franken um insgesamt 40 Millionen Franken tiefer 
ausgefallen.
Die Anträge zu den Gewinnverwendungen und Verlustdeckungen der selbständi-
gen Anstalten entsprechen ebenfalls den massgebenden Rechtsgrundlagen. Bei 
der Bildung und Auflösung von Rücklagen der Verwaltung und der selbständigen 
Anstalten sind die massgebenden Rechnungsgrundlagen eingehalten.
Darüber hinaus möchte die Finanzkommission darauf hinweisen, dass die kon-
solidierte Rechnung relevante Schätzungen enthält, deren Genauigkeit von der 
zukünftigen Entwicklung abhängt und nicht abschliessend beurteilt werden 
kann. Überwiegend erfüllen die Schätzungen die Anforderungen an die An-
wendung einer bestmöglichen Methode unter Berücksichtigung der verfügba-
ren aktuellen Daten sowie Annahmen und sind damit rechtskonform.
Ich komme zum Antrag der Finanzkommission: Im Namen der einstimmigen Fi-
nanzkommission beantrage ich Ihnen gemäss Dispositiv 6087a, Ziffer I, die Ge-
nehmigung der in den Geschäftsbericht integrierten Rechnung 2025 des Kantons 
Zürich, Ziffer II, die Genehmigung der Zuweisung zu den Reserven im Rahmen 
der Gewinnverwendungen der selbständigen Anstalten USZ (Universitätsspital 
Zürich), KSW (Kantonsspital Winterthur), PUK (Psychiatrische Universitätskli­
nik Zürich), IPW (Integrierte Psychiatrie Winterthur – Zürcher Unterland), UZH 
(Universität Zürich), ZHAW (Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaf­
ten) und ZHdK (Zürcher Hochschule der Künste), Ziffer III, die Genehmigung 
der Verlustdeckung der selbständigen Anstalten UZH, ZHAW, ZHdK und PHZH 
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(Pädagogische Hochschule Zürich) sowie Ziffer IV, die Genehmigung der Bil-
dung von Rücklagen im Umfang von 2,21 Millionen Franken.
Ich gehe nun zum zweiten Teil, dem Tätigkeitsbericht der Finanzkommission, 
über. Die periodisch wiederkehrenden Aufgaben, die diskutierten Berichte und 
Themen sind im Kapitel 4.2 der Vorlage 6087a auf Seite 27 und folgender abge-
bildet. Für die Tätigkeit der Finanzkommission von zentraler Bedeutung sind ins-
besondere die halbjährlichen Semesterberichterstattungen der Finanzkontrolle. 
Ohne im Detail auf die in Vorlage 6087a, Seite 29 und folgende, eingehend dar-
gelegten Ausführungen einzugehen, wurden von der Finanzkommission die nach-
folgenden Einzelberichte aus den Semesterberichterstattungen 2025 der Finanz-
kontrolle einer vertieften Berichterstattung unterzogen: a) Lehrmittelverlag: Go-
vernance, b) Amt für Jugend und Berufsberatung (AJB): Rückstellung Versorger-
taxen, c) Regierungsrat: Beitrag der Indikatoren zur wirkungsorientierten Verwal-
tungsführung, d) Amt für Informatik: Vertragsmanagement, e) Kantonale Druck-
sachen- und Materialzentrale, KDMZ: Geschäftsmodell und Eigenfinanzierung, 
sowie f) Amt für Wasser, Energie und Luft, AWEL: IT-Betrieb und Informations-
sicherheit Aktive Sihlseesteuerung.
Ausser zum Einzelbericht betreffend Rückstellung Versorgertaxen im Amt für Ju-
gend und Berufsberatung formulierte die Finanzkommission erstmals immer auch 
eine spezifische Empfehlung an den Regierungsrat. Die Thematik der Versorger-
taxen befindet sich noch in den laufenden Kommissionsberatungen, weshalb zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt auf eine Empfehlung verzichtet werden kann. 
Zum Schluss danke ich den Mitgliedern des Regierungsrates, insbesondere dem 
Finanzdirektor, Ernst Stocker, für die gute Zusammenarbeit, dem Leiter der Fi-
nanzkontrolle, Martin Billeter, und seinen Mitarbeitenden für ihre Arbeit und die 
äusserst wertvolle Unterstützung der Finanzkommission, allen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Verwaltung für ihren Einsatz, den Sach- und Aufsichtskom-
missionen für die konstruktive Zusammenarbeit, meinen Kolleginnen und Kolle-
gen in der Finanzkommission sowie dem Sekretär Michael Weber für die wert-
volle Arbeit. Besten Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Marc Bochsler (SVP, Wettswil a. A.): 727 Millionen Franken Überschuss – auf 
den ersten Blick ist das eine ausgezeichnete Nachricht. Und tatsächlich, der Re-
gierungsrat, die Verwaltung und alle Mitarbeitenden verdienen Anerkennung für 
diesen erfreulichen Rechnungsabschluss. Doch gute Rechnungen bergen auch 
eine Gefahr: Sie vermitteln rasch den Eindruck, der Staat könne sich immer mehr 
leisten. Genau dieser Schluss wäre falsch. 727 Millionen Franken Überschuss sind 
kein Auftrag, den Staat weiter auszubauen, sie sind ein Auftrag, den Kanton Zü-
rich langfristig finanziell gesund zu halten. Der Präsident der Finanzkommission 
hat die Rechnung umfassend erläutert, ich möchte deshalb den Blick bewusst nach 
vorne richten. Denn die entscheidende Frage lautet nicht, wie hoch der Über-
schuss im vergangenen Jahr war, die entscheidende Frage lautet: Wie sichern wir 
die finanzielle Stärke unseres Kantons auch in Zukunft?
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Die wichtigste Zahl dieser Rechnung sind aus meiner Sicht nicht die 727 Millio-
nen Franken Überschuss, die wichtigste Zahl lautet: über 20 Milliarden Franken 
Aufwand. Das bedeutet: Der Kanton Zürich gibt heute jeden einzelnen Tag rund 
55 Millionen Franken aus. Dort entscheidet sich die Zukunft unserer Kantonsfi-
nanzen, denn nicht die Einnahmen sind langfristig unser Problem, die Dynamik 
der Ausgaben ist es. Der Aufwand des Kantons ist in den letzten zehn Jahren von 
rund 16 Milliarden Franken auf über 20 Milliarden Franken gestiegen. Damit 
wachsen die Staatsausgaben schneller als die Bevölkerung und eben auch die 
Wirtschaft. Das muss uns zu denken geben; nicht, weil der Staat seine Aufgaben 
nicht erfüllen soll, sondern weil jeder zusätzliche Franken von unseren Unterneh-
men, unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und unseren Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahlern erwirtschaftet werden muss. Gute Finanzpolitik beginnt 
deshalb immer bei der Ausgabendisziplin.
Die Rechnung zeigt aber auch Positives: Der hohe Selbstfinanzierungsgrad und 
der weitere Abbau der Nettoschulden sind selbstverständlich erfreulich. Gerade 
deshalb müssen wir jetzt Prioritäten setzen, denn auch in den kommenden Jahren 
stehen grosse Investitionen und Herausforderungen bevor. Nicht jedes Projekt, 
das wünschbar ist, kann gleichzeitig umgesetzt werden. Solide Finanzpolitik be-
deutet, zwischen Notwendigem und Wünschbarem zu unterscheiden. 
Die Rechnung 2025 dürfen wir nicht isoliert betrachten. Vor wenigen Tagen hat 
der Bund die provisorischen Zahlen des Nationalen Finanzausgleichs veröffent-
licht, und diese Zahlen sind ein Warnsignal: Der Ressourcenindex des Kantons 
Zürich sinkt erneut. Während andere Kantone ihre Ressourcenstärke deutlich aus-
bauen, verlieren wir weiter an Boden. Besonders kritisch ist die Entwicklung bei 
den Unternehmen. Gerade dort wächst unser Kanton unterdurchschnittlich. Das 
gefährdet langfristig unsere Wettbewerbsfähigkeit. Wenn andere Kantone ihre 
steuerliche Attraktivität konsequent verbessern und Zürich gleichzeitig an Res-
sourcenstärke verliert, dürfen wir das nicht einfach hinnehmen. Für die SVP ist 
deshalb klar, dass wir den Kanton Zürich wieder zum attraktivsten Wirtschafts- 
und Steuerstandort der Schweiz machen müssen. Denn nur eine starke Wirtschaft 
schafft die Wertschöpfung, welche unseren Wohlstand und unsere öffentlichen 
Leistungen überhaupt ermöglicht. Nicht Umverteilung schafft Wohlstand, son-
dern Wertschöpfung schafft Wohlstand.
Ein Bereich wird uns bereits in wenigen Monaten besonders beschäftigen: die Di-
gitalisierung der kantonalen Verwaltung. Die SVP steht hinter einer modernen 
und effizienten Verwaltung. Digitalisierung kann Abläufe vereinfachen, Dienst-
leistungen verbessern und Ressourcen sparen. Aber Digitalisierung ist kein 
Selbstzweck. Sie muss einen messbaren Nutzen bringen. Gerade die vergangenen 
Jahre haben gezeigt, dass Informatikprojekte immer wieder durch Kostenüber-
schreitungen und Terminverzögerungen auffallen. Das Projekt Helium bezie-
hungsweise Justitia 4.0 mit Gesamtkosten von inzwischen über 117 Millionen 
Franken zeigen dies eindrücklich. Deshalb gilt für uns ein einfacher Grundsatz: 
Jeder Informatikfranken muss denselben Nutzen nachweisen wie jeder Franken, 
den wir in Strassen, Schulen oder eben auch Spitäler investieren.
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Digitalisierung braucht Innovation, vor allem aber braucht sie Kostenbewusst-
sein, Termintreue und klare Führungsverantwortung. Denn Digitalisierung darf 
den Staat nicht teurer machen, sie muss ihn effizienter machen. Gerade deshalb 
werden wir diese Ausgaben in der kommenden Budgetdebatte besonders kritisch 
prüfen.
Die Rechnung 2025 wirft aber noch eine viel grundlegendere Frage auf: Wie 
sichern wir die finanzielle Stärke unseres Kantons langfristig? Genau diese Dis-
kussion werden wir im Zusammenhang mit dem Bericht zum Postulat KR-Nr. 
114/2023 zur Schaffung einer kantonalen Schuldenbremse führen. Ich bin über-
zeugt: Das ist keine parteipolitische Frage, es ist eine staatspolitische Verant-
wortung. Es geht darum, den finanziellen Handlungsspielraum unseres Kantons 
dauerhaft zu sichern, es geht darum, Investitionen auch künftig aus eigener Kraft 
finanzieren zu können, und es geht letztlich darum, dass sich der Staat auf seine 
Kernaufgaben konzentriert. Ich bin überzeugt, dass wir hierfür auch über die 
Fraktionsgrenzen hinweg Lösungen finden können. Gerade die bürgerlichen 
Parteien bekennen sich zu Eigenverantwortung, zu soliden Staatsfinanzen und 
zu einem leistungsfähigen, aber schlanken Staat. Daran sollten wir uns auch im 
Kanton Zürich orientieren, denn eines ist klar: Ein guter Jahresabschluss allein 
ist noch keine gute Finanzpolitik. Gute Finanzpolitik erkennt man daran, ob ein 
Kanton auch morgen noch investieren kann, ohne die kommenden Generationen 
zusätzlich zu belasten.
Die Rechnung 2025 ist erfreulich, darauf dürfen wir selbstverständlich stolz sein. 
Aber sie darf uns nicht in falscher Sicherheit wiegen. Die aktuellen Zahlen des 
Nationalen Finanzausgleichs zeigen uns deutlich, dass unsere Spitzenposition 
keine Selbstverständlichkeit mehr ist. Sie muss jeden Tag neu erarbeitet werden, 
mit einer starken Wirtschaft, mit wettbewerbsfähigen Rahmenbedingungen und 
mit einem Staat, der eben masshält.
Wir verwalten dieses Geld nicht für uns, wir verwalten es treuhänderisch für die 
Bevölkerung unseres Kantons. Jeder Steuerfranken wurde zuvor von unseren Un-
ternehmen, unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie unseren Steu-
erzahlerinnen und Steuerzahlern erwirtschaftet. Gerade deshalb tragen wir eine 
besondere Verantwortung. 727 Millionen Franken Überschuss sind kein Auftrag, 
mehr Geld auszugeben, sie sind ein Auftrag, den Kanton Zürich langfristig finan-
ziell gesund zu erhalten. Nicht gute Rechnungen machen einen erfolgreichen Kan-
ton aus – erfolgreich ist ein Kanton, der auch in guten Jahren masshält. Denn so-
lide Staatsfinanzen entstehen nicht zufällig, sie entstehen durch politische Diszi-
plin, wirtschaftliche Stärke und den Mut, Prioritäten zu setzen. Die SVP/EDU-
Fraktion wird sich auch künftig dafür einsetzen, dass Zürich wirtschaftlich stark, 
finanziell gesund und politisch handlungsfähig bleibt. Ich danke Ihnen.

Christoph Fischbach (SP, Kloten): Das folgende Zitat könnte eigentlich jedes Jahr 
angebracht werden: «Erstens kommt es anders und zweitens, als man denkt.» So 
könnte man den Jahresabschluss 2025 und die Abweichungen auf der Einnah-
meseite zusammenfassen. Einmal mehr zeigt sich, dass das Jammern der rechten 
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Parteien und des Regierungsrats unbegründet ist. Wie eigentlich fast immer 
schliesst die Jahresrechnung besser ab als budgetiert, dieses Mal sogar überdeut-
lich. Die genauen Zahlen haben wir vorhin bereits gehört. Wie üblich haben der 
Regierungsrat und die Verwaltung die Ausgaben im Griff. 
Auch diesmal führten die höheren Steuereinnahmen zum verbesserten Ergebnis. 
Nicht nur die Steuernachträge aus den Vorjahren haben sich erhöht, auch die Steu-
ererträge des laufenden Jahres sind deutlich gestiegen. Dies zeigt deutlich, dass 
es sowohl Frau und Herrn Zürcher als auch den im Kanton Zürich heimischen 
Unternehmen finanziell gut geht. Denn wer mehr Steuern zahlt, der verdient auch 
mehr. Die höheren Steuereinnahmen zeigen auch, dass der Kanton Zürich keine 
Steuerhölle ist, wie es die rechten Parteien bei jeder Gelegenheit gebetsmühlen-
artig wiederholen – wie vorhin auch mein Vorredner. Dies zeigt auch der Um-
stand, dass nach der im letzten Jahr vom Stimmvolk abgelehnten Unternehmens-
steuersenkung (kantonale Volksabstimmung vom 18. Mai 2025) keine Abwande-
rungswelle von Unternehmen, die viel Steuern zahlen, stattfand. Nicht nur Frau 
und Herr Zürcher, sondern auch Unternehmen schätzten den starken Service pu-
blic, den ausgebauten öffentlichen Verkehr und den exzellenten Hochschulstand-
ort, um nur einige der Standortvorteile unseres Kantons zu benennen. Und sie sind 
darum auch bereit, etwas höhere Steuern als andernorts zu berappen.
Diesen Standortvorteil drohen wir aber zu verlieren, wenn wir die nötigen Inves-
titionen in die Infrastruktur nicht tätigen. Im Jahr 2025 wurden 345 Millionen 
Franken weniger investiert als budgetiert, und wegen der andauernden Steuer-
senkungen der rechten Parteien können die Investitionen auch immer weniger 
aus eigenen Mitteln bezahlt werden. Wegen der im letzten Dezember durchge-
drückten Steuerfusssenkung von 3 Prozent fehlen dem Kanton jährlich rund 250 
Millionen Franken für Investitionen, und es muss mehr Fremdkapital aufgenom-
men werden, um diese zu finanzieren. Betrachtet man die Jahresrechnung 2025 
genau, sieht man nämlich, dass die Nettoschulden I zwar abgenommen haben, 
aber die effektiven Verbindlichkeiten gestiegen sind. Dieser Trend wird sich wei-
ter fortsetzen. Die Investitionen können immer weniger aus eigenen Mitteln be-
zahlt werden.
Das vorliegende Ergebnis zeigt aber auch, dass die Investitionspriorisierung, 
welche der Regierungsrat eingeführt hat, nicht nötig ist. Das Aufschieben der 
nötigen Investitionen in Bildung, in Gesundheit und in einen zielgerichteten 
Ausbau des ÖV wird sich als Bumerang erweisen, denn verspätete Investitionen 
werden immer teurer als frühzeitig geplante und durchgeführte. Die rechten Par-
teien gefährden mit ihrer Steuersenkungspolitik die Standortattraktivität Zü-
richs; mit den Steuersenkungen begünstigen sie nur die Reichen und die Top-
verdiener. Das aktuellste Beispiel bei den natürlichen Personen: Die rechten Par-
teien, unterstützt von der GLP, fordern trotz Abschaffung des Eigenmietwerts, 
dass die Unterhaltskosten für energetische Massnahmen weiterhin abgezogen 
werden können. Einmal mehr sollen die Gutverdienenden und Reichen mehrfach 
profitieren.
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Noch bedenklicher sind die Vorstösse, die an den Unternehmenssteuern schrau-
ben. Zwei Beispiele dafür: Die Gewinnsteuer soll an der Kapitalsteuer angerech-
net werden, und weiter soll ein Vortrag einer Überbesteuerung auf Folgejahre 
übertragen werden können. Solche komplizierten und absurden Steuertricks be-
vorteilen nur grosse Unternehmen und kapitalintensive Konzerne. Der Bäcker in 
Andelfingen und der Autogaragist in Flaach haben nichts davon. Die Rechten, 
unterstützt von der GLP, wollen auf Teufel komm raus die Unternehmenssteuern 
senken. Sie haben ihre Abstimmungsniederlage vom Mai 2025, als sie den Ge-
winnsteuersatz von 7 auf 6 Prozent senken wollten, immer noch nicht verdaut. 
Eine deutliche Mehrheit der Stimmbevölkerung hat sich dagegen ausgesprochen 
und hat somit zum Ausdruck gebracht, dass ein attraktiver Standort seinen Preis 
hat. Und dieser Preis ist durch leicht höhere Steuern auch von den Unternehmen 
zu bezahlen. Die SP macht auch in Zukunft bei solchen Steuersenkungsorgien 
der Rechten nicht mit, denn wir wollen einen starken, finanziell robusten Kan-
ton, der seine Aufgaben erfüllen kann und sich nicht verschulden muss, nur weil 
die rechte Ratsseite Steuergeschenke verteilen will.
Ich komme zum Schluss und habe noch einen nicht ganz ernst gemeinten Rat-
schlag an unseren Finanzdirektor Ernst Stocker. Eigentlich hätte er bei der Prä-
sentation des Jahresabschlusses 2025 oder spätestens heute per sofort zurücktre-
ten müssen, denn es ist doch am schönsten, wenn man auf dem Höhepunkt auf-
hört. Ob der Jahresabschluss 2026, den der jetzige Finanzdirektor noch zu verant-
worten hat, auch wenn er ihn im Juli 2027 im Kantonsrat nicht mehr vertreten 
darf, gleich gut ausfallen wird, ist mehr als fraglich. Die SP genehmigt die Jah-
resrechnung.

Martin Huber (FDP, Neftenbach): Als Finanzpolitiker schaue ich ein Rech-
nungsergebnis immer mit gespanntem Auge an. Der Kanton Zürich schliesst die 
Rechnung 2025 mit einem Überschuss von 727 Millionen Franken ab, und das 
bei einem «Budget plus» von lediglich 98 Millionen Franken – eine Verbesse-
rung von 629 Millionen Franken. Das ist das zweitbeste Rechnungsergebnis seit 
2009, Chapeau.
Wie ist diese wundersame Verbesserung zu erklären? Auch in diesem Jahr sind 
es die Steuerzahlenden, die den Kanton tragen, und das mit Bravour: mit einem 
Rekord von 9,755 Milliarden Franken an Steuereinnahmen, 664 Millionen Fran-
ken über Budget. Der Wirtschaftsstandort Zürich ist in robuster Verfassung. Es 
wird Geld verdient, und das ist gut so. Bemerkenswert: Die Quellensteuern legten 
auch um 143 Millionen Franken zu, die Erbschafts- und Schenkungssteuern um 
92 Millionen Franken. An dieser Stelle ein herzliches Dankeschön an alle, die 
diesen Kanton mit ihrer Arbeit und ihren Steuern tragen. Hinzu kamen Sonderer-
träge. Höhere Gewinnausschüttungen von SNB, AXPO und der Erlös aus der al-
ten Bankennotenserie brachten zusammen 326 Millionen Franken ein. Ich weise 
darauf hin, dass dieser Banknotenbeitrag einmalig ist, eine solche Ausschüttung 
wird es nie mehr geben. Dieses Geld darf in der Planung keine strukturelle Rolle 
spielen.
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Ein weiterer erfreulicher Punkt betrifft die Investitionen. Die FDP hat den Regie-
rungsrat beim letzten Geschäftsbericht aufgefordert, die Investitionen zu priori-
sieren. Der Regierungsrat hat dies getan, und wir bedanken uns dafür herzlich. 
Der Selbstfinanzierungsgrad ist von 87 Prozent auf fast 150 Prozent gestiegen. 
Das heisst, wir finanzieren unsere Nettoinvestitionen erstmals seit Jahren voll-
ständig aus eigenen Mitteln und darüber hinaus, ein echter Fortschritt. Die Netto-
schulden sind um 11 Prozent auf 3,9 Milliarden Franken gesunken, ein Schritt in 
die richtige Richtung. Man kann sagen, dass die 3-prozentige Steuersenkung rich-
tig war. Jetzt haben wir noch Nachholbedarf bei den Unternehmen, damit sie hier 
im attraktiven Zürich bleiben. 
Dennoch bleibt die FDP wachsam. Das Personalwachstum des Kantons Zürich 
übertrifft nach wie vor das Bevölkerungswachstum. Mit scharfem Blick werden 
wir dieses Wachstum beim nächsten Budget anschauen und, wo nötig, korrigie-
rend einwirken. Und wir blicken mit nüchternem Auge nach vorne. Die geopoli-
tische Lage ist unsicher: Handelspolitik, Energiepreise, Teuerung. 1 Prozent 
Teuerung sind 56 Millionen Franken Lohnkosten für den Kanton. Auch das Triple-
A-Rating des Kantons Zürich ist kein Selbstläufer, es ist das Resultat voraus-
schauenden Handelns, das wir, Regierungsrat und Kantonsrat, gemeinsam weiter-
führen müssen. 
Die FDP dankt der Finanzdirektion um Basilius Scheidegger, dem Regierungsrat 
und der gesamten Verwaltung mit all ihren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 
herzlich für die hervorragende Arbeit. Die FDP wird die Rechnung 2025 geneh-
migen.

Ratspräsidentin Romaine Rogenmoser: Vor der nächsten Sprecherin begrüsse ich 
noch ganz herzlich auf unserer Tribüne die Lernenden der Allgemeinen Berufs-
schule Zürich. Herzlich willkommen hier bei uns im Rat!

Daniela Sun-Güller (GLP, Zürich): Bevor ich mich in die Zahlen und Berichte 
stürze, möchte ich Ihnen heute eine kleine Geschichte erzählen. Ich kann leider 
nicht so schön ausschmücken wie Donato, aber diese Geschichte soll uns als po-
litische Akteure dringend etwas lehren. Es gab einst zwei Bergbaugesellschaften. 
Die erste besass einen riesigen, glänzenden Gold-Lagerraum, ein Fundament, das 
auf Papier und in Zahlen makellos war. Die zweite hatte vielleicht weniger sicht-
baren Reichtum, aber ihre Ingenieure pflegten unermüdlich die Stützmauern, kon-
trollierten die Ventilation und überwachten die Wasserwege unter Tage. Als ein 
Erdbeben kam, brach die erste Gesellschaft zusammen, nicht wegen fehlenden 
Goldes, sondern wegen fehlender Stabilität. Diese Geschichte ist kein alter Mär-
chenstoff, sie ist erfunden, sollte uns aber den Spiegel vorhalten.
Zum Geschäftsbericht 2025: Die Prüfung des Geschäftsberichts durch die FIKO 
und auch die Finanzkontrolle bestätigt zweifellos die solide finanzielle Basis un-
seres Kantons. Mit einem bemerkenswerten Ertragsüberschuss von 727 Millionen 
Franken ist unser Finanzfundament auf dem Papier robust. Wiederum haben die 
Mehreinnahmen durch Steuern und Beteiligungen dafür gesorgt, dass wir das 
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Budget übertreffen. Ich möchte nicht nur Kritik üben, sondern vorab auch meinen 
tiefen Dank aussprechen. Der Geschäftsbericht zeigt zwar einen beeindruckenden 
Ertragsüberschuss, aber er zeigt uns auch das tägliche Wirken der Verwaltung. 
Ich möchte hier die Mitarbeitenden der Verwaltung würdigen: Sie sind die Men-
schen, die diesen Apparat am Laufen halten. Es sind die Ingenieure, die die Sihl-
seesteuerung warten, die Polizisten, die dafür sorgen, dass wir sicher in die Ferien 
fliegen können, die Fachkräfte, die im Sozialamt die Fälle bearbeiten, und, und, 
und. Sie arbeiten unter enormem Druck, mit enormem Engagement und in oft 
komplexen, sich überschneidenden Aufgabenfeldern. Ich sehe, wo Engagement 
geleistet wird, und dafür gebührt ihnen unser grösster Dank.
Doch diese Anerkennung darf, wie die kleine Geschichte uns lehrt, nicht zur 
Selbstzufriedenheit führen. Der Geschäftsbericht zeigt: Wir haben das goldene 
Äquivalent zur Stützmauer, nämlich die finanzielle Stärke, aber wir haben ver-
gessen, die Verbindung zur operativen Sicherheit zu pflegen. Wir sehen hier kein 
Versagen der formalen Gesetzgebung, sondern ein strukturelles Versagen der 
Steuerung und des politischen Willens. Wir dürfen nicht im Glanz der Zahlen ver-
harren, wir müssen die Warnsignale ernst nehmen, weshalb ich hier jetzt schon 
auf die digitale Achillesferse eingehe. Die Kritik der Finanzkontrolle am AWEL 
ist ein unmittelbarer Alarmruf. Die digitale Steuerung unserer kritischen Hoch-
wasserschutzinfrastruktur ist existenziell. Wenn wir die Sicherheit eines Milliar-
denschutzes durch mangelnde Governance oder Cyberresilienz aufs Spiel setzen, 
dann ist unsere finanzielle Stärke nur ein kostspieliger Puffer gegen ein unver-
meidbares Unglück.
Die Sicherheit unserer kritischen Systeme darf kein administrativer Nebenschau-
platz bleiben. Wir haben heute zwei wichtige Forderungen an den Regierungsrat. 
Es genügt nicht, nur Symptome zu behandeln.
Wir fordern deshalb, erstens, eine klare Stärkung der Governance. Letztes Jahr 
wurde schon im Tätigkeitsbericht der Finanzkontrolle und auch hier im Rat ge-
fordert, dass die Aufsicht der SVA (Sozialversicherungsanstalt des Kantons Zü­
rich) verbessert wird, und festgehalten, dass eine Eigentümerstrategie fehle, aber 
nötig sei. Gemäss Kantonsratsgesetz ist für sämtliche bedeutende Beteiligungen 
eine vorzuweisen, und es kann nicht in einer Richtlinie der Regierung wie bisher 
einfach darauf verzichtet werden, das verstösst gegen das Legalitätsprinzip. Die 
GLP reicht deshalb heute eine Interpellation zum Thema der guten Governance 
der bedeutenden Beteiligungen ein.
Zweitens, Prioritätensichtung der Resilienz: Wir fordern einen rigorosen Fahrplan 
zur Beseitigung aller identifizierten Sicherheitslücken in kritischen Infrastruktu-
ren, der oberste politische Priorität geniessen muss. Vielleicht müssen wir hier 
auch einen Vorstoss nachsenden – oder Sie können mir hier und jetzt versprechen, 
sich dessen sofort anzunehmen.
Abschliessend: Wir stehen der Verwaltung zur Seite, aber wir werden unsere po-
litische Aufsichtsrolle weiter wahrnehmen und bis dahin nicht nachlassen, so-
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lange die Stützmauern unser Gold nicht schützen. Wir beantragen, den Geschäfts-
bericht zu genehmigen, aber mit den klaren Forderungen und auch Empfehlungen 
der Finanzkommission. Vielen Dank.

Selma L’Orange Seigo (Grüne, Zürich): Ich bin schon fast ein wenig nostalgisch, 
heute besprechen wir zum letzten Mal eine Rechnung mit Ernst Stocker als Fi-
nanzdirektor – da hört er gleich zu. Man möchte darum auch die Gelegenheit nut-
zen, ihm zu danken für die gute Zusammenarbeit in den letzten Jahren trotz poli-
tischer Differenzen. Als langjähriger Politiker sind Sie natürlich auch in der Lage, 
Kritik einzustecken, und die muss ich halt leider doch wieder üben. Ich habe Sie 
einmal als Schwarzmaler bezeichnet, und seither vergewissern Sie mir, das 
stimme einfach wirklich nicht, aber die Daten sprechen eine andere Sprache. Auch 
in diesem Jahr schneidet der Saldo der Erfolgsrechnung um 629 Millionen Fran-
ken besser ab als budgetiert, und in den letzten fünf Jahren hat die Erfolgsrech-
nung jeweils im Durchschnitt 710 Millionen Franken besser abgeschlossen als 
budgetiert. Diese 710 Millionen Franken sind so ungefähr die Hälfte der jeweils 
budgetierten Investitionen, und dennoch steht der Regierungsrat gerade bei den 
Investitionen auf der Bremse. Für das Budget 2025 wurde zum ersten Mal diese 
ominöse Investitionspriorisierung durchgeführt, und man fragt sich im Nachhin-
ein halt schon: Warum eigentlich? Der Selbstfinanzierungsgrad lag bei knapp 150 
Prozent, wir haben es schon gehört. Wir hätten also noch deutlich mehr Investi-
tionen stemmen können.
Es gab keine Notwendigkeit, Investitionen in Schulhausbauten, in den ÖV, in Ve-
lowege oder die Revitalisierung von Gewässern aufzuschieben. Diese Investitio-
nen bleiben weiterhin nötig, und sie werden nur teurer, wenn wir sie nicht jetzt 
tätigen.
Aber wofür haben wir das Geld denn im letzten Jahr ausgegeben? Der Löwenan-
teil fällt wie auch in den Jahren zuvor auf die Bildung mit 20 Prozent, das Ge-
sundheitswesen mit knapp 18 Prozent sowie die soziale Wohlfahrt mit nicht ganz 
16 Prozent. Dann gibt es noch eine Querschnittsaufgabe, die nicht separat ausge-
wiesen ist: die Digitalisierung. Mein Vorredner von der SVP hat schon darauf hin-
gewiesen, dort werden Unmengen an Geld verschlungen, und es ist nicht immer 
ganz klar, was der Nutzen ist. Digitalisierung ist wichtig, sie kann Leben retten, 
zum Beispiel in einer Pandemie, wenn man direkt Daten schicken kann und diese 
nicht zuerst faxen muss. Aber man muss dennoch fragen: Wie viel darf es kosten, 
was brauchen wir genau und wofür wird es eingesetzt? Und gerade bei Software 
manövrieren wir uns immer mehr in die Abhängigkeit von wenigen Grosskonzer-
nen, die dann ihre Lizenzgebühren ständig nach oben schrauben können, und wir 
sind eingeschlossen – «locked-in» – und können nicht mehr raus, weil die Wech-
selkosten so hoch wären.
Nach diesen grossen Zahlen komme ich nun zu den Ausgaben, die man leider 
immer noch mit der Lupe suchen muss. Und das sind – Überraschung! – die Aus-
gaben für die Umwelt und das Klima. Die Ausgaben der Kategorie «Umwelt und 
Raumordnung» machen in der Erfolgsrechnung einen Anteil von 0,8 Prozent aus, 
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wir geben weniger als 1 Prozent unseres Budgets für die Umwelt und für unsere 
Lebensgrundlage aus. In der Investitionsrechnung ist es kaum besser, dort sind es 
ganze 5 Prozent der Investitionsausgaben, die auf Umweltschutz und Raumord-
nung entfallen. Für Strassen hingegen investieren wir 17 Prozent, also dreimal so 
viel. Der Kanton Zürich betreibt ein Strassennetz von 8400 Kilometern Länge; 
klar, das kostet. Er hat aber auch die Verantwortung für 3600 Kilometer Fliessge-
wässer, und das sind eigentlich unsere Lebensadern. Fliessgewässer haben wich-
tige Lebensraum- und Vernetzungsfunktionen, sie dienen auch uns Menschen als 
Naherholungsraum, als Abkühlung, wie wir in den letzten Wochen vor allem ge-
merkt haben. Viele Fliessgewässer sind aber in einem sehr schlechten Zustand, 
sie sind eingedolt, teilweise über weite Strecken. Und trotz nationaler Gesetzge-
bung, die uns eigentlich verpflichten würde, für intakte Gewässer zu sorgen, in-
vestiert die bürgerliche Mehrheit in diesem Kanton lieber in Teer als in lebendige 
Flüsse und Bäche. Dabei wäre doch das ein echter Fall für «meh Blau für Züri» 
(Anspielung an den gleichlautenden Slogan der FDP Stadt Zürich). 
Das ist nur eines von vielen Beispielen, bei denen Investitionen in die Umwelt 
verschleppt werden. Dabei lässt sich der Bedarf an mehr Investitionen in Klima-
schutz und Klimaanpassung unter anderem aus dem kantonalen Risikomanage-
ment ableiten. Auf der entsprechenden Webseite steht: «Die grössten Gefahren 
bestehen durch eine Pandemie, lange Hitzeperioden und Trockenheit, Hochwas-
ser, Erdbeben sowie durch einen Ausfall der Stromversorgung.» Und wenn man 
dann schauen geht, sieht man: Ein Ausfall der Stromversorgung wird vor allem 
eben zum Beispiel durch lange Hitzeperioden und derartige Naturereignisse ver-
ursacht. Also zu den Toprisiken im Kanton Zürich gehören Ereignisse, die durch 
den Klimawandel immer häufiger und immer intensiver werden. Leider findet 
sich von dieser Erkenntnis dann aber nichts in der Finanzplanung.
Abschliessend lässt sich sagen, dass die Rechnung korrekt geführt wurde und 
darum von uns Grünen genehmigt wird. Die Prioritätensetzung ist aber immer 
noch mangelhaft, und diese Diskussion werden wir in der Budgetdebatte weiter-
führen.

Priska Hänni-Mathis (Die Mitte, Regensdorf): Die Rechnung 2025 des Kantons 
Zürich schliesst, wir haben es gehört, mit einem beachtlichen Plus von 727 Mil-
lionen Franken ab, 629 Millionen Franken besser als budgetiert. Zahlen wie diese 
zeigen, dass unser Kanton wirtschaftlich auf einem äusserst soliden Fundament 
steht und das Triple-A-Rating nach wie vor verdient. Die Steuererträge allein ha-
ben das Budget um über 660 Millionen Franken übertroffen, doch auch höhere 
Gewinnausschüttungen von SNB und AXPO führten zu diesem erfreulichen Re-
sultat.
Die Nettoschulden, die in den Jahren 2023 und 2024 aufgebaut wurden, konnten 
mit diesem Gewinn wieder abgebaut werden. Der Entscheid im letzten Dezember, 
die Steuern für die nächsten zwei Jahre zu senken, war also vollkommen richtig. 
Die Ausgaben für die Investitionen lagen mit einem Volumen von über 1,2 Mil-



- 25 -

lionen Franken im Durchschnitt der letzten Jahre und wie jedes Jahr circa 25 Pro-
zent unter Budget. Die Investitionen konnten also zu 100 Prozent selbst finanziert 
werden.
Die Priorisierung von Investitionen finden wir von der Mitte sinnvoll, sie soll je-
doch nicht zu unsinnigen und ineffizienten Sparübungen verkommen, die lang-
fristig mehr kosten. Kritisch beobachten wir ebenfalls die Personalentwicklung. 
Der Beschäftigungsumfang hat im Jahr 2025 um 1149 Stellen zugenommen. Ir-
gendwie hat dies Ähnlichkeit mit der Krankenkassenprämie: Sie erhöht sich jähr-
lich um x Prozent, und ich kann nicht verstehen, weshalb. Ich möchte die Regie-
rung deshalb bitten, bei der Budgetierung genau zu klären, ob Prozesse nicht ef-
fizienter erledigt werden könnten oder ob es Arbeiten gibt, bei denen das Kosten-
Nutzen-Verhältnis überhaupt nicht stimmt und die gestrichen werden könnten. 
Zudem ist zu prüfen, ob wirklich alle Aufgaben erbracht werden müssen oder ob 
auf einzelne auch verzichtet werden könnte. Wir von der Mitte würden solche 
Streichungen mit Wohlwollen entgegennehmen. 
Sich nun einfach zurückzulehnen und den Geldbeutel weit zu öffnen, lehnt die 
Mitte entschieden ab. Als Mitte-Partei fordern wir, diesen Erfolg nicht zu verju-
beln, sondern zielgerichtet in die Entlastung des Mittelstandes, von Familien und 
in die Attraktivität unseres Wirtschaftsstandortes zu investieren. Gleichzeitig, und 
das ist uns als Mitte besonders wichtig, dürfen wir die kommenden Herausforde-
rungen nicht aus den Augen verlieren. Die Finanzlage ist zwar erfreulich, aber die 
globale Wirtschaftslage bleibt volatil. Wir müssen sicherstellen, dass unsere In-
frastruktur leistungsfähig bleibt, unsere Familien nicht unter Kaufkraftverlusten 
leiden und wir gezielt in die Zukunft investieren. Nutzen wir den Erfolg der Rech-
nung 2025, um unseren Kanton nachhaltig zu stärken, die Zürcher Wirtschaft zu 
entlasten und gleichzeitig für die kommenden Jahre solide und krisenfest aufge-
stellt zu bleiben. 
Die Mitte dankt der Finanzdirektion, Ernst Stocker, Basilius Scheidegger und der 
ganzen Verwaltung für die professionelle Arbeit. Die Mitte genehmigt die Rech-
nung. Herzlichen Dank.

Regierungsrat Ernst Stocker: Besten Dank für die freundlichen Worte zum 
Rechnungsabschluss 2025. Auch mich freut dieser Abschluss selbstverständlich, 
und er ist meines Erachtens auch der Spiegel der politischen Stabilität, der star-
ken Währung, die zwar wiederum unsere Exportwirtschaft belastet, aber uns als 
Kanton oder als Einwohnerinnen und Einwohnern dieses Kantons eine tiefe 
Teuerung verschafft. Und gerade etwa für Familien in tiefen Einkommensklas-
sen ist es zentral, dass wir eine tiefe Teuerung haben, ich höre das immer wieder. 
Ich war letzten Freitag im Rahmen der Bodenseekonferenz mit Leuten aus Bay-
ern, Baden-Württemberg und Vorarlberg zusammen, und wenn ich die Teue-
rung, die diese in den letzten drei Jahren hatten, mit unserer vergleiche, sind das 
Welten. Diese Länder hatten über 10 Prozent mehr Teuerung, und das spiegelt 
sich durch alle Branchen hindurch.
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Aber – es wurde von Ihnen auch gesagt – die Herausforderungen bleiben. Ich bin 
natürlich als Mitglied der Zürcher Regierung nach wie vor überzeugt, dass unser 
Standort gut ist, in verschiedensten Faktoren, aber, das möchte ich hier auch sa-
gen, der Steuerwettbewerb nimmt laufend zu. Und wir dürfen das nicht negieren, 
das ist so. Um uns herum rüsten alle auf, die einen mit mehr Erfolg, bei den an-
deren weiss man es noch nicht. Aber das müssen wir genau beobachten und uns 
entsprechende Massnahmen sicher überlegen. Der Ressourcenausgleich wurde 
angesprochen. Bei den juristischen Personen stellen wir fest, dass es in unseren 
Nachbarkantonen teilweise überproportionale Zuwächse gibt und bei uns nicht.
Ein weiterer Faktor, der mir jetzt gerade immer wieder über den Tisch flattert, 
sind höhere Kapitalbezüge, also ich spreche von über 3 Millionen Franken. Das 
beschäftigt auch Gemeinden. Ich bekomme Zuschriften von Gemeinden, die sa-
gen: Die Leute wohnen zehn Jahre in meiner Gemeinde, können jedes Jahr für die 
Einzahlung in die Vorsorge 100'000 Franken am steuerbaren Einkommen abzie-
hen, und dann, wenn der Kapitalbezug ansteht, wechseln sie mit 63, 64 Jahren in 
einen anderen Kanton. Der Herr Stadtpräsident von Schlieren (Markus Bärtschi­
ger) nickt, ich weiss nicht, ob wegen meiner Aussage oder wegen seines Laptops 
(Heiterkeit). Ja, ich schaue, was die Leute machen, ich sehe auch noch gut. Nein, 
Spass beiseite, und dann ziehen die Leute nach zehn Jahren in einen anderen Kan-
ton. Das ist wahrscheinlich schon nicht der Weisheit letzter Schluss, aber es ist 
eine Sache, die passiert, und wir müssen das betrachten. Ich habe einfach auch 
diese zwei Beispiele noch bringen wollen.
Und dann wurden noch zwei Punkte angesprochen: Priorisierung und Resilienz. 
Ich habe eine klare Haltung und bin bei der Priorisierung – das wird Sie ja nicht 
überraschen – nach wie vor der Meinung, dass sie wichtig ist. Das machen Sie 
doch zu Hause auch – wenn nicht, wäre ich überrascht –, dass man sagt, «das ma-
chen wir jetzt und jenes machen wir nicht oder können wir später machen, oder 
vielleicht braucht es dies gar nicht mehr, oder wir können es effizienter machen». 
Ich weiss gar nicht, was daran schlimm ist, es ist ja unser Auftrag, Steuermittel 
effizient einzusetzen.
Heute Morgen wurde das Loblied auf die Digitalisierung gesungen, da bin ich 
bei Ihnen. Das kostet Geld, und ich glaube, es braucht auch Rückflüsse. Als Bei-
spiel: Vor fünf Jahren hatten wir pro kantonalen Angestellten einen Arbeitsplatz, 
heute sind wir bei 0,7. Bereits jetzt gibt es Firmen im Umfeld, die zwischen 0,5 
und 0,6 liegen, und ich bin überzeugt, wir werden auch noch auf 0,6 runterkom-
men. Das spart Ressourcen, es spart Beton, es spart Bauten. Und ich bin über-
zeugt – vielleicht schaut mich jetzt die Bildungsdirektorin (die neben ihm sit­
zende Regierungsrätin Silvia Steiner) etwas streng an, aber das bin ich gewohnt 
(Heiterkeit) –, ich bin auch der klaren Meinung, dass wir in den oberen Bil-
dungsbereichen, wie in der Verwaltung, die Digitalisierungseffizienz noch nicht 
ausgeschöpft haben. Und das könnte ich jetzt auch als Grüner äussern, der sagt: 
«Ich bin ein Bauer, ich will möglichst wenig Land verbauen.» Es hängt alles 
zusammen, und ich glaube, hier müssen wir noch besser werden.
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Und dann noch ein Wort zur Resilienz. Das letzte Mal war es, als die Urner da 
waren (Besuch der Geschäftsleitung des Urner Landrates an der Ratssitzung vom 
16. März 2026), dass man von den Risiken des Kantons gesprochen hat. Die Re-
gierung vertritt selbstverständlich eine klare Haltung zur Resilienz. Hier müssen 
wir noch arbeiten, aber ich möchte Ihnen auch sagen: Nur mit einigen Berichten, 
die meistens nach einem Jahr schon überholt sind, ist es auch nicht getan. Wenn 
Sie beispielsweise glauben, für das Triple-A-Rating würden nur die Rechnungen 
bei uns angeschaut, die Zahlen, muss ich Ihnen sagen: Die schauen jede Beteili-
gung an, was für Risiken dabei sind und so weiter und so fort, das ist bereits eine 
grosse Risikoprüfung. Dann haben wir die anderen Eigentümerberichte. Und dann 
viel wichtiger: Viel schneller kann man mit Eigentümergesprächen regieren. 
Diese führen wir mit unseren grossen Beteiligungen, sei es die Volkswirtschafts-
direktorin (Regierungspräsidentin Carmen Walker Späh) am Flughafen, seien es 
der Baudirektor (Regierungsrat Martin Neukom) und ich mit der AXPO, mit den 
EKZ, das schauen wir genau an.
Und schliesslich: Der Haushalt ist im Lot, aber ich bin ein dezidierter Vertreter 
davon, dass wir Spielräume haben, dass wir, wenn es einmal nicht mehr so gut 
läuft wie jetzt, dann auch die Handlungsspielräume haben, um zu reagieren – für 
Arbeitsplätze, für Massnahmen. Das muss doch das Zentrale sein. Wir müssen 
in die nächste Geländekammer schauen, nicht nur an die Ecken dieses Rathau-
ses. Das ist verlässliche Finanzpolitik. Das sind auch Risiken. Diesen Risiken 
müssen wir begegnen können, und das können wir nur, wenn wir finanzpoliti-
sche Spielräume haben.
Ich komme zum Schluss: Das Budget und der KEF (Konsolidierter Entwicklungs- 
und Finanzplan) 2027 bis 2030 stehen. Wir werden das, und ich freue mich dar-
auf, nach den Sommerferien beraten. Aber jetzt brauchen wir zuerst einmal eine 
Sommerpause – gäll, Silvia (Heiterkeit) –, und Ihnen wünsche ich auch einen gu-
ten Sommer. Besten Dank.

Detailberatung

Titel und Ingress
I.

Keine Wortmeldung, so genehmigt.

Abstimmung über Ziff. I 
Der Kantonsrat beschliesst mit 174 : 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem 
Antrag der Kommission zuzustimmen und den Geschäftsbericht des Regie­
rungsrates für das Jahr 2025 zu genehmigen. 

II.

Keine Wortmeldung, so genehmigt.
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Abstimmung über Ziff. II 
Der Kantonsrat beschliesst mit 174 : 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem 
Antrag der Kommission zuzustimmen und die Zuweisung zu den Reserven 
im Rahmen der Gewinnverwendung der selbstständigen Anstalten für das 
Jahr 2025 zu genehmigen.

III.

Keine Wortmeldung, so genehmigt.

Abstimmung über Ziff. III 
Der Kantonsrat beschliesst mit 174 : 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem 
Antrag der Kommission zuzustimmen und die Verlustdeckung der selbst­
ständigen Anstalten für das Jahr 2025 zu genehmigen.

IV.

Keine Wortmeldung, so genehmigt.

Abstimmung über Ziff. IV
Der Kantonsrat beschliesst mit 172 : 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem 
Antrag der Kommission zuzustimmen und die Bildung von Rücklagen zu ge­
nehmigen.

V.
Minderheitsantrag Edith Häusler, Pia Ackermann, Stephanie Hugentobler, 
Manuel Sahli, Benno Scherrer:
V. Die Motion KR-Nr. 78/2022 betreffend «Stopp Pflexit. Hopp Kanton Zürich» 
wird nicht als erledigt abgeschrieben.

Alexia Bischof (Die Mitte, Wädenswil), Präsidentin der GPK: Wie vorhin bereits 
erwähnt, geht es nun um die Motion KR-Nr. 78/2022, «Stopp Pflexit. Hopp Kan-
ton Zürich», welche der Regierungsrat über den Geschäftsbericht abschreiben 
will. Die Motion wurde im März 2022 eingereicht und vom Kantonsrat im Au-
gust 2024 dem Regierungsrat überwiesen. Sie fordert, dass die im November 
2021 in der eidgenössischen Volksabstimmung angenommene Pflegeinitiative 
im Kanton Zürich rasch und konsequent umgesetzt wird. Die erste Etappe der 
Pflegeinitiative ist erfüllt. Hier ging es um eine umfassende Ausbildungsoffen-
sive, für welche der Regierungsrat rund 100 Millionen Franken, über acht Jahre 
verteilt, beschlossen hat.
Für die nun anstehende zweite Etappe ist für den Regierungsrat der konkrete 
Handlungsbedarf auf kantonaler Ebene noch nicht klar. Hierfür müssen die eid-
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genössischen Räte zuerst die gesetzlichen Grundlagen auf Bundesebene verab-
schieden. Diese Klärung wird aber nicht bis zum kommenden August vorliegen, 
wenn die Frist für die Antragstellung zur Motion abläuft. Der Regierungsrat be-
antragt dem Kantonsrat deshalb, die Motion als erledigt abzuschreiben.
Die Mehrheit der GPK stimmt der Abschreibung aus diesem Grund zu. Eine Kom-
missionsminderheit lehnt die Abschreibung hingegen ab. Aus ihrer Sicht nützt der 
Regierungsrat seinen Handlungsspielraum nicht aus. Der Stärkung der Pflege 
komme aufgrund der Annahme der eidgenössischen Volksabstimmung eine 
grosse Bedeutung zu. Zudem widerspreche es dem ursprünglichen Auftrag des 
Kantonsrates, mit der Überweisung der Motion jetzt gänzlich auf eine Vorlage zu 
verzichten.
Wenn der Rat den Abschreibungsantrag ablehnt, bleibt der Regierungsrat ver-
pflichtet, dem Rat innert sechs Monaten nach der Ablehnung eine Vorlage zu un-
terbreiten. Es ist bereits absehbar, dass diese Frist für den Abschluss der Geset-
zesberatung auf Bundesebene und eine nachfolgende Antragstellung des Regie-
rungsrates nicht ausreichend sein wird. Gemäss Kantonsratsgesetz müsste der 
Kantonsrat die Motion dann einer Sachkommission für die Berichterstattung und 
Antragstellung zuweisen. Für die Mehrheit der GPK ist deshalb nachvollziehbar, 
dass die Motion zum jetzigen Zeitpunkt abgeschrieben werden soll, zumal die 
erste Etappe der Umsetzung der Pflegeinitiative erfüllt ist.

Jeannette Büsser (Grüne, Horgen): Die Motion «Stopp Pflexit. Hopp Kanton Zü-
rich» forderte eine rasche Verbesserung beziehungsweise Normalisierung der Ar-
beitsbedingungen in der Pflege, sodass der durch die Ausbildungsoffensive ge-
schaffene Mehrwert nicht gleich wieder verpufft. Es ging also immer schon um 
die zweite Etappe. Der Bund hat bei der Annahme der Initiative betont, dass diese 
Annahme keine Kompetenzverschiebung von Kantonen zum Bund beinhalte, 
dass die Verantwortung für die Gesundheitsversorgung – und dazu gehören halt 
die Leistungen der Pflege auch – weiterhin bei den Kantonen bleibt. Ganz logisch 
so weit. 
Der Bund veröffentlichte vor mehreren Jahren ein Faktenblatt mit möglichen 
Handlungsfeldern, um die Kantone zu unterstützen. Einige Kantone machten von 
sich aus etwas, ich hatte das schon früher mal erwähnt, viele jedoch nichts. Im 
Kanton Zürich hat die Stadt Zürich in ihren Spitälern sehr vieles verbessert, und 
darum ist die Fluktuation in Stadtspitälern heute fast halb so gross wie im USZ.
Einige von Ihnen haben vielleicht auch die Debatte zur zweiten Etappe der Pfle-
geinitiative im Nationalrat verfolgt: Benjamin Fischer (Altkantonsrat), der sich 
als ehemaliger Präsident der KSSG (Kommission für soziale Sicherheit und Ge­
sundheit) auch grössere Sachkompetenz zusprach, betonte, dass der Bund den 
Kantonen keine Vorgaben zu machen hätte, dass die Aushöhlung der – eh schon 
sehr mageren – bundesrätlichen Vorlage total zu Recht geschehe. Also: Wer auf 
Bern wartet, der wartet – auf nichts. Gleichzeitig wird der Bevölkerung heute er-
zählt, die Normalisierung der Arbeitsbedingungen würden wir mit höheren Prä-
mien bezahlen, darum sei es besser, niemand beschliesse jetzt etwas. Es wird aber 
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nicht gesagt, dass nicht alles über die Prämien finanziert werden müsste. Und vor 
allem wird vergessen, dass 61 Prozent der Bevölkerung Ja gesagt haben im Wis-
sen darum, dass es ganz und gar nicht gratis sein wird. Und um Geld auszugeben, 
braucht die Regierung gesetzliche Grundlagen; Grundlagen, welche unsere Mo-
tion einfordert, eine Motion, die nun vielleicht an der bürgerlichen Untreue schei-
tert. Der Volkswille und Obsan-Berichte (Schweizerisches Gesundheitsobserva­
torium) über den Pflegebedarf in den nächsten Jahren interessieren die bürgerliche 
Mehrheit offensichtlich nicht. Vielleicht denken Sie, «mit Röstis (Bundesrat Al­
bert Rösti) Anti-Klima-Politik wird sich dies sowieso auf natürlichem Weg lö-
sen». Entschuldigen Sie, das ist jetzt ein bisschen zynisch, auch ich hatte heiss. 
Doch etwas runtergekühlt, frage ich mich schon, ob Ihnen klar ist, worauf wir 
nicht nur klimatisch, sondern auch demografisch zusteuern. Wir alle benötigen 
Pflege, wenn wir geboren werden, und die meisten von uns benötigen Pflege, 
wenn sie sterben, und viele auch zwischendrin. Zumindest die Schweizer Bevöl-
kerung hat das begriffen. Ob diese Motion nun abgeschrieben wird oder nicht, es 
bleibt ein bitterer Beigeschmack, weil offensichtlich weder die Regierung noch 
die Menschen hier im Rat zu 100 Prozent hinter dem Anliegen des Pflegeperso-
nals stehen.

Regierungsrätin Natalie Rickli: Während einige von Ihnen am Samstag oder am 
Sonntag die Voten geschrieben haben, um aufzuzeigen, was alles nicht gemacht 
wird, haben die Fachleute der Gesundheitsdirektion, der Bildungsdirektion, des 
Careum und des Zentrums für Gesundheit – Ausbildung im Gesundheitswesen 
eine Fachtagung gehabt, um zu schauen, wie man konkret weitergeht, wie man 
die Projekte in der Pflegeinitiative jetzt umsetzt; dies am Samstag. Ich finde es 
schon etwas bemühend, wenn wir hier sind und immer hören, was alles nicht ge-
macht wird, gerade von den eigenen Kantonsräten. Zürich ist Vorbild für viele 
Kantone. Während dort Vorstösse eingereicht werden, man solle es so machen 
wie in Zürich, sagt man hier, Zürich mache nichts. Und das stimmt einfach nicht.
Ich möchte nochmals sagen: Es war eine eidgenössische Volksinitiative, es war 
keine kantonale Volksinitiative. Die erste Etappe haben wir umgesetzt und 100 
Millionen Franken Steuergelder investiert. Der Bund investiert nochmals gleich 
viel. Sie haben einstimmig zugestimmt, Sie haben für die erste Etappe die Geset-
zesänderungen gemacht.
Was konkret nun mit der zweiten Etappe kommt, was dann die Kantone in den 
Gesetzen nachvollziehen müssen, das ist offen, da haben wir keinen Einfluss auf 
die Bundesversammlung. Und darum, wenn ich nochmals den Motionstext lese – 
ich lese Ihnen vor: «Der Regierungsrat wird beauftragt, die notwendigen gesetz-
lichen Grundlagen zu schaffen, um die Anliegen der Pflegeinitiative im Kanton 
Zürich konsequent und rasch umzusetzen.» Ich schätze Kantonsrätin Büsser sehr; 
ich habe Sie dann kürzlich auch darauf angesprochen, was Sie mit den «notwen-
digen gesetzlichen Grundlagen» meinen. Da haben Sie mir gesagt, «das weiss ich 
auch nicht so genau, vielleicht weiss die Regierung ja, was man besser machen 
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könnte», und das ist noch schwierig. Aber es ist halt so, wenn Motionen einge-
reicht werden. Natürlich, Sie wollen vielleicht, dass wir mehr machen und dafür 
eine gesetzliche Grundlage schaffen, ich kann Sie schon verstehen; aber was kon-
kret, konnten Sie mir nicht erklären.
Wir haben nicht nur Spitäler, die eigenen vier zum Beispiel, von denen ich Ihnen 
gerade noch sage, was konkret investiert wurde. Wenn Sie «Pflegeinitiative» sa-
gen, sind alle Spitex-Institutionen, Gemeinden und alle Heime mitgemeint. Und 
wenn Sie sagen, «es geht nichts im Kanton Zürich», dann ist das auch eine Des-
avouierung für alle diese Institutionen, die seit Annahme der Pflegeinitiative ganz 
konkret ins Pflegepersonal investiert haben, in Löhne, in Schichtzulagen, in bes-
sere Planung, Vereinbarkeit von Familie und Beruf, völlig zu Recht. Ich wäre die 
Erste, die sagen würde, «das geht nicht», wenn sie das nicht täten. Ich kann Ihnen 
das auch zum Beispiel anhand unserer vier kantonalen Spitäler veranschaulichen, 
nur der vier kantonalen Spitäler, das habe ich gleich zur Hand: Das USZ hat 2022 
bis 2026 38,3 Millionen Franken konkret ins Personal investiert, zusätzlich flexi-
ble Arbeitszeitmodelle, Stärkung des Admin-Teams zur Entlastung des Pflege-
personals, Projektoptimierung, Dokumentation Pflegeprozess, Auszahlung von 
Mehrstunden, Verpflegung ausserhalb Bürozeiten et cetera. Das KSW hat in die-
ser Zeit 18,5 Millionen Franken mehr investiert, die PUK 5,25 Millionen Franken 
und die IPW konkret rund 1 Million Franken für Lohnmassnahmen. Allein die 
kantonalen Spitäler haben in diesen vier Jahren 63 Millionen Franken zusätzlich 
ins Personal investiert. Und wenn ich hier drin höre, das sei nichts – was genau 
soll der Kanton noch zusätzlich mit Steuergeldern bezahlen? Das Stadtspital ha-
ben Sie erwähnt, es gibt aber noch viele andere Spitäler und eben Spitex-Organi-
sationen und Heime, die ebenso investiert haben. Ich bitte Sie, das wirklich zur 
Kenntnis zu nehmen. 
Ich weiss, es ist nicht sehr gerne gesehen, Vorstösse über den Geschäftsbericht 
abzuschreiben. Ich glaube, das geht auch nicht mehr lange. Ich glaube, dass es 
ehrlich ist vom Regierungsrat, Ihnen darzulegen, was hier Sache ist. Es wird 
knapp, glaube ich. Ich habe das Gefühl, dass auf der bürgerlichen Seite etwas 
mehr Ratsmitglieder fehlen, sodass der Vorstoss nicht abgeschrieben wird. Aber 
wie immer es herauskommt: Falls der Vorstoss nicht abgeschrieben wird, brin-
gen wir Ihnen eine Vorlage. Aber das, was Sie sich vorstellen, glaube ich, kann 
man nicht umsetzen. Und ich möchte Sie hier wirklich bitten: Wenn wir es ernst 
meinen mit der Pflegeinitiative und damit, das Pflegepersonal zu unterstützen 
und zu begleiten, müssen wir auch positiv über den Pflegeberuf sprechen. Wir 
müssen darüber sprechen, was alles schon gemacht wurde. Wenn immer nur ge-
sagt wird, «das reicht nicht, und jenes reicht nicht», dann erweisen wir den Pfle-
gerinnen und Pflegern einen Bärendienst. Vielen Dank für die Abschreibung der 
Motion.

Lorenz Habicher (SVP, Zürich): Die Volksinitiative für eine starke Pflege fordert 
eine Änderung der Bundesverfassung, und bei der Abstimmung in der Messe-
halle 9 habe ich damals einen kleinen Disput mit Andreas Daurù gehabt. Es ging 
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genau um diesen Punkt, wie die Umsetzung stattfinden sollte. Ich habe gesagt, 
dass in der Volksinitiative explizit stehe, der Bund erlasse die Ausführungsbe-
stimmungen, also ein Bundesgesetz solle gemacht werden mit dieser Verfas-
sungsänderung. Der Bund solle in einem Bundesgesetz angemessene Abgeltung, 
anforderungsgerechte Arbeitsbedingungen et cetera festlegen. Und ich habe zu 
Andi Daurù damals schon gesagt: Natürlich kann man darüber abstimmen, es wird 
aber so nicht funktionieren, weil der Bund für die ganze Schweiz ein Bundesge-
setz machen muss. Und er wird sich sträuben und das wird konkret nie zum Tra-
gen kommen. Es wäre besser, wenn man die Pflegeinitiative nicht unterstützt und 
dafür bei kantonalen Lösungen vorwärtsmacht.
Ich sollte recht bekommen, es ist genau so gekommen. Am 28. November 2021 
wurde die Pflegeinitiative angenommen, und man hat «Hurra!» geschrien, «es 
geht etwas». Und jetzt, fünf Jahre später, sehen wir, dass nicht so viel gegangen 
ist. Und genau an jenem Punkt, den ich damals aufnahm, als ich sagte, das funk-
tioniere nicht, genau dort hängt es jetzt in Bundesbern. Und auch diese Motion 
im Kanton Zürich wird das Problem nicht lösen. Ob wir sie jetzt abschreiben 
oder nicht, darüber wird die Präsenz im Rat entscheiden. Aber ich kann Ihnen 
einfach sagen: Eine Abschreibung ist die saubere Lösung. Es fehlt das Bundes-
gesetz, es fehlt die Grundlage für eine kantonale Gesetzgebung. Darum ist es 
doch besser, wir schreiben diesen Vorstoss ab und arbeiten dann weiter, wenn 
wir wissen, was der Bund möchte. Natürlich können Sie heute trötzeln und nicht 
abschreiben, aber in sechs Monaten werden Sie nicht eine bessere Vorlage be-
kommen. Und ich bin ja gespannt, wie die KSSG dann damit umgeht, wenn wir 
eine Vorlage bekommen, die nicht zufriedenstellend ist. Ich bitte Sie, schreiben 
Sie die Motion ab.

Renata Grünenfelder (SP, Zürich): Meine Interessenbindung: Ich arbeite als Ex-
pertin Notfallpflege im Universitätsspital. 
Gemäss dem Amt für Statistik werden bis ins Jahr 2040 im Kanton Zürich rund 
70'000 Menschen mehr als heute über 80 Jahre alt sein. Das bedeutet: Immer mehr 
Menschen werden künftig mehrfach chronisch erkrankt und auf eine umfassende 
Gesundheitsversorgung angewiesen sein. Die Zahlen der Obsan-Berichte sind 
eindeutig: Bis 2040 wird der Pflegebedarf im Kanton Zürich in der ambulanten 
und der stationären Alters- und Langzeitpflege mit grosser Wahrscheinlichkeit 
um 43 Prozent und im Spitalbereich um rund 30 Prozent zunehmen. Gleichzeitig 
fehlen uns bis 2030 bereits rund 2000 Pflegefachpersonen. Bis 2040 steigt dieser 
Mangel gemäss diesen Prognosen bei gleichbleibenden Arbeitsbedingungen wei-
ter an. Der Fachkräftemangel ist teuer. Ich habe Ihnen schon in einem früheren 
Votum einmal aufgezählt, wie teuer ein Fachkräftemangel ist. Und die Spitäler 
haben 2023 im hohen zweistelligen Millionenbereich Geld für Temporärperso-
nal ausgegeben. Dieses Geld hätte man besser früher schon in die Arbeitsbedin-
gungen investiert. 



- 33 -

Auf unserer Notfallstation ist heute schon spürbar, wie diese Entwicklung fort-
schreitet. Nicht die sogenannten Bagatellnotfälle bereiten uns die grössten Sor-
gen. Es sind die vielen hochbetagten, schwer und mehrfach erkrankten Menschen, 
die mit dem Rettungsdienst oder von ihren Hausärztinnen oder Hausärzten auf 
den Notfall eingewiesen werden, Menschen, die sofort behandelt und intensiv ge-
pflegt werden müssen. Wir wissen, dass ihre Zahl in den kommenden Jahren wei-
ter zunehmen wird, und wir wissen ebenso, dass die Arbeitsbelastung für jede 
einzelne Pflegefachperson massiv steigen wird – ausser wir schaffen endlich Ar-
beitsbedingungen, die es dem sehr gut ausgebildeten Pflegepersonal ermöglichen, 
langfristig im Beruf zu bleiben. Denn genau dieses verfügt über das Wissen und 
die Erfahrung, um Komplikationen zu verhindern, Spitaleintritte zu vermeiden, 
um Patientinnen und Patienten sicher durch komplexe Krankheitsverläufe zu be-
gleiten. Die Pflege ist die grösste Berufsgruppe im Gesundheitswesen, und ihr 
Beitrag wird mitentscheidend dafür sein, ob wir die demografischen Herausfor-
derungen der kommenden Jahrzehnte bewältigen können. Ohne gute Pflege keine 
gute Gesundheitsversorgung.
Gerade deshalb ist es absurd, dass wir heute im Rahmen des Geschäftsberichts 
über die Abschreibung der Motion «Stopp Pflexit. Hopp Kanton Zürich» abstim-
men müssen. Diese Motion verlangt nichts anderes, als die notwendigen gesetzli-
chen Grundlagen zu schaffen, damit die Anliegen der Pflegeinitiative im Kanton 
Zürich konsequent und rasch umgesetzt werden. Dazu hätten wir, hätten Sie be-
reits zwei Jahre Zeit gehabt. Der Bundesrat hat eine sehr moderate Umsetzung 
vorgeschlagen, und der Nationalrat hat selbst diesen lauen Vorschlag noch zu-
sammengestrichen. Und was macht unsere Gesundheitsdirektion? Statt Umset-
zung erleben wir Abschreibung.
Es ist bereits die zweite Motion zur Pflegeinitiative, die auf diesem Weg erledigt 
werden soll. Vor zwei Jahren war es die Bildungsdirektion. Am 28. Oktober 2024 
wurde die Motion, welche Ausbildungsbeiträge für Quereinsteigende in den Pfle-
geberuf verlangte, knapp abgeschrieben. Das ist ein Skandal. Bei den Pflegenden 
lösen diese politischen Entscheide Enttäuschung und Fassungslosigkeit aus. Es ist 
eine Missachtung der Parlamentsmehrheit, die diese Motionen überwiesen hat, 
und es ist eine Missachtung des Volkswillens. Die Pflegeinitiative wurde von der 
Schweizer Bevölkerung angenommen, auch im Kanton Zürich mit 61,8 Prozent 
Ja-Stimmen. Die Bevölkerung hat uns einen klaren Auftrag erteilt, die Arbeitsbe-
dingungen in der Pflege zu verbessern, genügend Pflegefachpersonen zu sichern 
und die Qualität in der Gesundheitsversorgung langfristig zu ... (Die Ratspräsi­
dentin unterbricht die Votantin.)

Ratspräsidentin Romaine Rogenmoser: Bitte, Ihre Zeit ist abgelaufen.

Renata Grünenfelder fährt fort: Nein, zehn Minuten, oder?

Ratspräsidentin Romaine Rogenmoser: Nein, wir sind schon in der Detailbera-
tung, fünf Minuten. Es tut mir leid.
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Renata Grünenfelder fährt fort: Ich bitte Sie eindringlich, diese Abschreibung ab-
zulehnen. Danke.

Jörg Kündig (FDP, Gossau): Ich versuche mich kurz zu fassen, möchte aber 
eingangs meines Votums auch festhalten, dass es sehr störend ist, dass Motio-
nen – oder grundsätzlich Vorlagen – über den Geschäftsbericht abgeschrieben 
werden. Wenn es darum gegangen wäre, die Debatte möglichst kurz zu halten, 
sehen wir jetzt das Resultat: Wir haben viele Referate, wir haben eine Grund-
satzerklärung der Gesundheitsdirektorin. Diese teile ich grundsätzlich, aber ich 
glaube nicht, dass der Geschäftsbericht der Ort ist, um tatsächlich eine solch 
ausufernde Debatte zu führen, sondern man hat vermutlich die Idee gehabt, we-
niger Wortmeldungen zu bekommen. Sie sehen aber, dass das Thema beschäf-
tigt, und darum, wie gesagt, ist es absolut störend, dass wir an dieser Stelle über 
eine solche Abschreibung diskutieren.
Inhaltlich kann ich sagen, dass mit der ersten Etappe tatsächlich vorwärtsgemacht 
wurde. Aber auch da waren schon die nationalen Entscheidungen die Grundlage, 
um diese 100 Millionen Franken, wie es angesprochen wurde, im Rahmen einer 
sogenannten Ausbildungsoffensive freizuschalten, auf acht Jahre verteilt bis ins 
Jahr 2032. Also diese Massnahmen wurden ergriffen. 
Was die zweite Etappe betrifft, muss ich korrigieren: Wenn ich es richtig verstan-
den habe, ist der Nationalrat mit der Beratung durch. Ob es gut ist oder nicht, aber 
der Nationalrat hat entschieden. Die nächste Kammer, die beraten wird, ist der 
Ständerat; er wird allerdings nicht in sechs Monaten darüber befinden können. 
Aber Bern ist unterwegs in diesem Thema, und wenn wir wirklich verlässlich et-
was erreichen wollen, dann ist das die wichtige Grundlage, die von Bern kommt. 
Wir sind auch der Ansicht, dass das abgewartet werden soll. 
Fazit für mich: Die Abschreibung kann man machen, es ist einfach der falsche 
Ort. Wir hätten diese Motion besser unter dem Thema «Gesundheitsdirektionsbe-
ratungen» ebenfalls diskutiert, das hätte wahrscheinlich einen Mehrwert gegeben 
für alle. Und die Informationen, die jetzt über das Wochenende aus dem Work-
shop entstanden sind, hätten durchaus einfliessen können und hätten vieles er-
leichtert. Wir sind mit der Abschreibung einverstanden. Besten Dank.

Benno Scherrer (GLP, Uster): Der Regierungsrat begründet, weshalb er eine vom 
Rat überwiesene Motion, die als Basis erst noch eine gewonnene nationale Volks-
abstimmung hatte, weshalb er den Auftrag, eine kantonale Gesetzesvorlage oder 
eine Massnahme zu unterbreiten, nicht umsetzen und die Motion über den Ge-
schäftsbericht abschreiben lassen will. Es ist unerfreulich, dass der Regierungsrat 
mit Verweis auf Massnahmen zu Teil 1 und auf eine Veranstaltung am Wochen-
ende sowie auf Bern keine Gesetzesvorlage unterbreitet. Man kann schon sagen, 
Zürich solle nicht vorauseilend regulieren, nicht regulieren mit Zürich-Finish, be-
vor die Leitplanken oder Regelungen aus Bern da sind. Und falls Bern nichts 
bringt, könnte man in der Tat einfach wieder einen Vorstoss auf den Weg bringen. 
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Und man kann auch sagen, dass die Institutionen ja selber aktiv geworden sind, 
man kann vieles sagen. Was sollen wir hier und heute jetzt mit dieser Motion und 
diesem Antrag tun? Wir trötzeln nicht, wir schauen es vor allem verfahrenstech-
nisch an, denn eigentlich fehlt uns heute die Grundlage für eine inhaltliche Dis-
kussion. Und es passiert, was nicht viel Sinn macht: Wir diskutieren trotzdem 
inhaltlich.
Was meint die Erstunterzeichnerin? Der Erstunterzeichnerin genügt die Begrün-
dung der Regierung nicht. Für sie braucht es eine entsprechende Vorlage, weil der 
Kanton Handlungsspielraum habe. Ich kann und ich will das inhaltlich nicht be-
urteilen, ich bin nicht der Spezialist, und man kann hier sicher unterschiedlicher 
Meinung sein. Was bleibt, ist der Auftrag der Motion, und der heisst «Gesetzes-
vorlage». Diese wollen wir. Heute stimmen wir Grünliberalen der Abschreibung 
via Geschäftsbericht nicht zu und unterstützen den Minderheitsantrag. Tun Sie 
das bitte auch, unabhängig vom Inhalt. Nur so können wir als Parlament unseren 
Auftrag wahrnehmen, dann zuerst in der Sachkommission und dann deren Antrag 
hier im Rat inhaltlich diskutieren, von mir aus auch die Massnahmen, die dieses 
Wochenende von Fachleuten erarbeitet wurden. Diskutieren wir hier, was es nach 
Ansicht der Mehrheit dieses Rates braucht und was nicht, diskutieren wir das im 
Rahmen einer Gesundheitsdebatte statt hier und heute. Danke.

Marzena Kopp (Die Mitte, Meilen): Aus der Sicht der Mitte diskutieren wir hier 
nicht darüber, ob die Pflegeinitiative wichtig ist, darüber besteht weitgehend Ei-
nigkeit. Wir sind uns offenbar nicht einig, ob die Motion bereits erfüllt ist oder ob 
sie weiter aufrechterhalten werden soll und den Regierungsrat zu etwas verpflich-
tet, das er derzeit noch nicht erfüllen kann. Die Pflegeinitiative wird in zwei Etap-
pen umgesetzt, das haben wir gehört. Die erste Etappe, die Ausbildungsoffensive, 
ist mit dem Inkrafttreten der entsprechenden Gesetze erledigt. Die Erfüllung der 
zweiten Etappe der Pflegeinitiative, welche die Arbeitsbedingungen und die be-
rufliche Entwicklung verbessern will, ist noch pendent.
Wie wir gehört haben, müssen auf nationaler Ebene zuerst die Grundlagen dazu 
erarbeitet werden. Die weiteren Umsetzungsschritte werden aktuell auf Bundes-
ebene behandelt und sind noch nicht abgeschlossen. Die Räte in Bern sind dran, 
der Kanton soll hier nicht vorgreifen. Aus einzelnen Voten auf der linken Seite 
könnte man schlussfolgern, dass der Regierungsrat beziehungsweise die einzel-
nen Gesundheitsinstitutionen nichts unternähmen, um die Situation des Pflege-
personals zu verbessern; sie seien einfach untätig. Dem ist definitiv nicht so. Die 
Gesundheitsdirektorin hat eben aufgezeigt, dass bereits zahlreiche Massnahmen 
ergriffen wurden, der Regierungsrat und die Gesundheitsinstitutionen nutzen den 
bestehenden Handlungsraum bereits heute. 
Eine Motion erteilt einen Handlungsauftrag. Ist dieser Auftrag bereits umgesetzt 
oder kann er mangels Bundesrecht derzeit noch nicht erfüllt werden, rechtfertigt 
sich ihre Abschreibung. Dies bedeutet keineswegs, dass das Anliegen der Pflegei-
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nitiative aufgegeben wird. Zu gegebener Zeit, da sind wir sicher, wird der Regie-
rungsrat eine entsprechende, passende Vorlage unterbreiten. Die Mitte stimmt der 
Abschreibung der Motion zu. Besten Dank.

Gianna Berger (AL, Zürich): Zuerst zu meinen Interessenbindungen: Ich bin di-
plomierte Pflegefachfrau, arbeite in der Kinder- und Jugendpsychiatrie der PUK, 
vertrete den Kanton Zürich im nationalen Vorstand des SBK (Schweizer Berufs­
verband der Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner) und bin Mitglied des Pfle-
gerates von Alliance Care Schweiz.
Wir sprechen jetzt darüber, ob ein Auftrag dieses Parlaments erfüllt wurde oder 
nicht. Vor knapp zwei Jahren hat dieser Rat die Motion überwiesen. Damals hielt 
die Mehrheit fest, dass zusätzlicher Handlungsbedarf bestehe. Heute soll dieselbe 
Motion abgeschrieben werden. Die Frage ist nicht, ob sich die Meinung von Re-
gierungsrätin Natalie Rickli verändert hat. Sie erklärte bereits bei der Überwei-
sung der Motion, das sei aus ihrer Sicht nicht nötig und sie mache schon genug. 
Die Frage ist vielmehr: Was hat sich seither so grundlegend verbessert, dass jene, 
die damals die Motion unterstützt haben, heute die Abschreibung unterstützen? 
Die Mitte erklärte damals: «Die Mitte anerkennt die bereits zum Teil umgesetzten 
Massnahmen der Regierung, wünscht jedoch mit der Überweisung dieser Motion, 
dass weitere gesetzliche Grundlagen geschaffen werden, damit die Anliegen der 
Pflegeinitiative im Kanton Zürich konsequent in allen Belangen rasch umgesetzt 
werden können.» Diese Aussage ist noch keine zwei Jahre alt.
Hat sich der Fachkräftemangel seither entspannt? Nein. Verlassen weiterhin je-
des Jahr Pflegefachpersonen den Beruf? Natürlich. Sind die Arbeitsbedingungen 
plötzlich so gut geworden, dass kein weiterer Handlungsbedarf mehr besteht? 
Ganz offensichtlich nicht. Die Mehrheit verlangte zusätzliche gesetzliche 
Grundlagen. Heute soll der Auftrag erledigt sein. Was hat sich in den letzten 
zwei Jahren also verändert? Es ist nicht die Situation in der Pflege, aber offenbar 
die politische Bereitschaft, etwas dagegen zu unternehmen.
Als diese Motion eingereicht wurde, war ich noch nicht Mitglied des Rates. Ich 
war seit zwei Jahren frisch diplomiert als Pflegefachfrau und hatte zuvor acht 
Jahre als FaGe EFZ (Fachfrau Gesundheit mit Eidgenössischem Fähigkeitszeug­
nis) in der Akutpsychiatrie mit Erwachsenen und Jugendlichen in schweren psy-
chischen Krisen gearbeitet. Und ich liebe diese Arbeit weiterhin. Aber nach zwei 
Jahren als diplomierte Pflegefachfrau stand ich kurz vor einem Burnout; nicht 
wegen der Patientinnen und Patienten, sondern wegen der Rahmenbedingungen. 
«Moral Distress» heisst das Fachwort dafür, ein Gefühl des moralischen inneren 
Konflikts, das entsteht, wenn man genau weiss, was ethisch oder fachlich richtig 
wäre, dies aber aufgrund von äusseren Zwängen, Zeitdruck oder institutionellen 
Vorgaben nicht umsetzen kann. 
Ich hatte später zum Glück ein Angebot, in ein internes Projekt zu wechseln, das 
dank einer externen Quersubventionierung einer Stiftung ausreichend, also be-
darfsgerecht, Personal beschäftigt. Dort erlebe ich, was gute Arbeitsbedingungen 
bewirken können. Die Fälle sind nicht weniger komplex, die Verantwortung mit 
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den suizidalen Jugendlichen und ihren Familien ist nicht kleiner, aber die Arbeit 
ist fachlich und ethisch korrekt umsetzbar. Wir haben Zeit für die Menschen, statt 
ständig nur auf den nächsten Notfall zu reagieren. Wir wissen, dass Überlastung, 
Erschöpfung und Burnout-Symptome die Konzentration beeinträchtigen. Wir 
wissen auch, dass hohe Personalfluktuation die Versorgungsqualität belastet. Und 
wir wissen, dass gute Arbeitsbedingungen nicht nur dem Personal zugutekom-
men, sondern auch den Patientinnen und Patienten.
Und trotzdem: Der Regierungsrat begründet die Abschreibung damit, dass zu-
nächst die Arbeiten des Bundes abgewartet werden müssten. Gleichzeitig schreibt 
er im Geschäftsbericht, dass erst nach Abschluss der Gesetzgebungsarbeiten klar 
sein werde, welchen Handlungsspielraum der Kanton habe. Dabei hat der Bund 
die Kantone wiederholt aufgefordert, ihre Verantwortung wahrzunehmen und die 
Verbesserung der Bedingungen mit wirksamen Massnahmen in Angriff zu neh-
men. Wenn der Handlungsspielraum des Kantons noch gar nicht abschliessend 
geklärt ist – wie kann dann gleichzeitig behauptet werden, die Motion sei erfüllt? 
Entweder besteht noch Klärungsbedarf, dann ist die Motion nicht erfüllt. Oder sie 
ist erfüllt, und dann müsste der Regierungsrat heute bereits darlegen können, wie 
die Anliegen der zweiten – es geht nicht um die erste – Etappe umgesetzt werden. 
Beides gleichzeitig geht nicht. Der Auftrag der Stimmbevölkerung ist nicht erfüllt 
und der Auftrag des Parlaments auch nicht und deshalb auch die Motion nicht. 
Ich bitte Sie deshalb, den Minderheitsantrag zu unterstützen und die Motion nicht 
abzuschreiben.

Jeannette Büsser (Grüne, Horgen) spricht zum zweiten Mal: Zuerst an meine 
Ratskolleginnen und -kollegen: Es ist einfach klar, was aus Bern kommen wird, 
wir müssen nicht warten. Wenn Sie die Debatten verfolgen, bin ich sicher, Sie 
wissen es. Die Gesundheitsdirektion weiss es. Es ist möglich, innerhalb von sechs 
Monaten eine Vorlage zu erarbeiten.
Die Gesundheitsdirektorin hat mich noch persönlich angesprochen bezüglich mei-
nes Wissens und Nichtwissens. Ich muss sagen, ich arbeite ja nicht in der Gesund-
heitsdirektion, auch wenn ich manchmal dieses Gefühl habe, und ich werde auch 
nicht von der Gesundheitsdirektion bezahlt. Und darum ist es ziemlich okay, wenn 
Sie die Arbeit machen bei einer Motion und nicht ich. Von daher würde ich sagen, 
dass die Kernkompetenz eben bei Ihnen und in Ihrer Verwaltung liegt und nicht 
bei mir. Und ich vertraue darauf, dass Sie in der Lage sind, eine komplexe Mo-
tion – und komplex ist es, weil die Pflege eben in verschiedenen Bereichen arbei-
tet – umzusetzen. Aber natürlich denke ich permanent mit und natürlich bin ich 
nicht tatenlos, und Sie werden sicher noch von mir hören.

Abstimmung
Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Edith Häusler ge­
genübergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 87 : 83 Stimmen (bei 0 Ent­
haltungen), dem Minderheitsantrag zuzustimmen und die Motion KR-Nr. 
78/2022 nicht als erledigt abzuschreiben. 
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VI. und VII.

Keine Wortmeldung, so genehmigt.

Das Geschäft ist erledigt.


